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Zur Einführung 


Eines der bedeutungsvollsten und in seinen Folgen schwerstwie- 
genden Probleme im heutigen Deutschland ist die Frage der Wiederbe- 
waffnung. In unzähligen Schriften, Zeitungsartikeln, Bildreportagen 
wird dieses Problem zum Gegenstand mehr oder weniger klarer Aus- 
führungen und Stellungnahmen gewählt. Von berufener wie von unbe- 
rufener Seite wird „Licht“ auf diese Frage geworfen. Weil die Mög- 
lichkeit der deutschen Wiederaufrüstung zu einer peinigenden Sorge 
für die deutschen ‚Mütter wird, die schon im letzten Kriege Söhne fürs 
Vaterland geopfert haben, 


weil die Möglichkeit dieser Aufrüstung von manchem Berufssoldaten 
oder Reservisten als eine Befreiung aus seiner gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Notlage angesehen wird, 


weil die Möglichkeit der Wiederaufrüstung diesem oder jenem Politi- 
ker durch seine Unterstützung einer bestimmten These oder die ver- 
schiedenen politisch-möglichen Stellungnahmen eine Plattform für 
einen leichteren Aufstieg in seiner „Karriere“ geben kann, 


weil die Wiederaufrüstung für bestimmte Industriezweige neue und 
teilweise unerwartete Entwicklungsmöglichkeiten und eine fortschritt- 
liche Betriebsumstellung bewirken kann, 


weil die Möglichkeit der Wiederaufrüstung nur dann Wirklichkeit wer- 
den kann, wenn nicht nur der Generalstäbler bereit ist, „mitzumachen“, 
sondern wenn die große Masse der deutschen Jugend bereit ist zur 
letzten soldatischen Konsequenz, zum Einsatz von Knochen und Leben, 
darum und aus ebensovielen nicht erwähnten Gründen ist die Frage der 
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Wiederaufrüstung ein schwieriges Problem und es mischen sich in die- 
sen Meinungsstreit „saubere“ sowohl als auch „faule“ Elemente glei- 
chermaßen ein. 


Es wird den interessierten deutschen und nichtdeutschen Politi- 
kern aufgefallen sein, daß im großen und ganzen der deutsche Sol- 
dat — hiermit meinen wir den Teilnehmer am 2. Weltkrieg — eine 
ablehnende Haltung eingenommen hat. Der Rahmen eines kurzen Zei- 
tungsartikels oder gar einer illustrierten Reportage läßt wenig Raum 
für mehr als eine wohl sehr lückenhafte und gebrechliche Begründung 
dieser Ablehnung. Andererseits aber hat notgedrungen der ehemalige 
Frontsoldat doch ein Wort mitzureden. Es ist mir nicht bekannt, daß 
in der Flut der Äußerungen zur Frage der Wiederbewaffnung der 
Frontsoldat schon ausführlicher zu Wort gekommen ist. Aus unzähli- 
gen Briefen und Gesprächen, aus den Angstschreien der deutschen 
Mütter, aus den dringenden und manchmal dramatischen Bitten vieler 
ehemaliger Kameraden um Aufklärung und Stellungnahme und aus der 
Wichtigkeit der Lösung dieses Problems für unser Volk als Ganzes 
fühle ich die Verpflichtung, klar und eindeutig nicht nur meine Ge- 
danken, sondern zugleich die der überwältigenden Mehrheit der ehe- 
maligen Soldaten auszusprechen. Es kann nicht meine Aufgabe sein, 
„politische“ Umsicht zu pflegen oder vorsichtig um den Porzellan- 
laden parteipolitischer Berechnungen herumzuschleichen. Man darf es 
mir nicht übelnehmen, wenn ich mich in diesem brennenden Problem 
mehr zu der Klarheit und Eindeutigkeit der Landsersprache als zu den 
tüfteligen Redewendungen derjenigen hingezogen fühle, deren Le- 
bensaufgabe es zu sein scheint, politische Schlagworte zu erklügeln 
und die selbst beim Spiel um Leben und Tod ihres Volkes in erster 
Linie um ihre eigene parteipolitische Figur besorgt sind. — Um uns 
den Vorwurf zu ersparen, daß die Landsersprache ein unzureichendes 
Instrument sei, um die ganze Verworrenheit der mit der Wiederaufrü- 
stung zusammenhängenden Fragen klärend aufzuzeigen und um von 
vornherein unseren Gegnern die Waffe aus der Hand zu nehmen, daß 
wir — die Masse der Soldaten — weder Ahnung noch Einblick in die 
politische Problematik unserer Zeit hätten, will ich die vorliegende 
Schrift in Übereinstimmung mit der Gliederung des Problems selber 
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abfassen. Richtschnur bei dieser Gliederung sind weniger Gelehrsam- 
keit und intellektualistische Dialektik als vielmehr die klare Logik des 
gesunden Menschenverstandes. Und bei allem, was man uns Front- 
soldaten abzusprechen trachtete, kann man uns doch kaum die gesun- 
de Vernunft absprechen, ebensowenig wie das Vermögen, entsetzlich 
verworren erscheinende Probleme auf einen sehr einfachen Nenner zu 
bringen. 


Im ersten Teil meiner Ausführungen will ich versuchen, das Pro- 
blem der Wiederbewaffnung vom formalrechtlichen und vom völker- 
rechtlichen Standpunkt aus zu untersuchen. Dabei verfüge ich nur 
über die Fachkenntnis des gesunden Menschenverstandes und die 
Kenntnis einiger allgemein bekannter Daten und Klauseln. _ 


Im zweiten Teil möchte ich die Stellungnahme der Masse der 
Frontsoldaten zum Problem der Wiederbewaffnung umschreiben, eine 
Stellungnahme, die sich notwendigerweise zusammensetzt aus rein 
vernunftmäßigen Überlegungen ebensosehr wie aus gefühlsmäßigen 
Betrachtungen. Wir betonen ausdrücklich die stellenweise vorwiegend 
gefühlsmäßige Art dieses zweiten Teiles. Nicht ohne Grund: denn 
wir Frontsoldaten besitzen nicht nur einen nüchtern denkenden Kopf, 
sondern wir haben ebensosehr in uns die Stimme des Gefühls, 
den Instinkt zu beachten. Wir wissen es ja — sozusagen aus bluti- 
ger Erfahrung — daß man z. B. im Kriege nicht immer mit dem Den- 
ken und der Vernunft alleine auskommt: nicht jeder Artillerieüberfall 
oder Fliegerangriff spielt sich ab nach den Bestimmungen der Heeres- 
dienstvorschrift. Manchmal hat der Instinkt uns besser geholfen als 
der „nüchterne Verstand“. Außerdem braucht man in einem Kriege 
bei der Masse der Soldaten so etwas wie Begeisterung. Und an der 
Begeisterung haben gefühlsmäßige Momente einen außerordentlich 
starken Anteil. Gerade weil das Problem der Wiederbewaffnung nicht 
ein solches politischer Schiebungen zur Erringung irgendwelcher Vor- 
teile oder Gewinne ist, gerade weil es elementarer und grundsätzlicher 
Art ist und gegebenenfalls über Leben und Tod unseres schon so 
schwer geschlagenen Volkes entscheidet, darum auch spielt der In- 
stinkt, oder sagen wir besser: der Urinstinkt, die „Witterung“, bei sei- 
ner Lösung eine so wesentliche Rolle. 
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Im dritten Teil wollen wir unsere Einstellung zum Bolschewismus 
darlegen und die uns nun gestellten Forderungen abwägen gegen un- 
ser Vermögen, diesen Forderungen zu entsprechen. Wir wollen darin 
auch klar zum Ausdruck bringen, welche Bedingungen erfüllt wer- 
den müssen und erfüllt werden können, bevor wir unserer Vernunft 
und unserem Gefühl die Entscheidung abringen können zu einem er- 
neuten militärischen Einsatz für Deutschland und für Europa. 


Erster Teil 


Die Wiederbewaffnung des Deutschen Volkes vom 
formalrechtlihen und völkerredtlihen Standpunkt aus 


Mit der bedingungslosen Kapitulation und dem Einzug der feind- 
lichen Besatzungsmächte trat Deutschland zwangsläufig in die Rechts- 
lage eines „Besetzten Gebietes“. Solange kein Friedensvertrag mit 
allen ehemaligen Feinden abgeschlossen ist, bleibt die Haager Konven- 
tion das international anerkannte und immer noch gültige Rechtsin- 
strument, dessen Bestimmungen entscheidend sind für Gesetzlichkeit 
und Gesetzwidrigkeit sowohl unseres Handelns als auch dessen unserer 
ehemaligen Feinde, die jetzt die Rechte der Besatzungsmacht aus- 
üben. — Es interessiert in diesem Zusammenhang nicht, ob und welche 
Verstöße gegen die Haager-Konvention schon von den Besatzungs- 
mächten oder gar von dieser oder jener eingesetzten „deutschen Re- 
gierung‘“ begangen worden sind: rechtlich bleibt diese Konvention 
einzige und entscheidende Richtschnur. — Wir wollen ausdrücklich 
Abstand nehmen von solch hochtrabenden internationalen Abmachun- 
gen wie der von Roosevelt und Churchill unterschriebenen Atlantik- 
Charter, von den Wilson-Punkten, den UNO-Erklärungen der Men- 
schenrechte usw. usw. Nicht nur, weil die Unterzeichner dieser so 
sehr humanen Abkommen diese selbst mit Füßen getreten haben und 
wohl sehr wenig von ihren schöngeistigen Erzeugnissen in die Wirk- 
lichkeit umzusetzen vermochten, nicht nur, weil Jalta, Potsdam und 
Nürnberg ein Hohn auf diese Pakte und feierlichen Erklärungen dar- 
stellen, sondern weil uns die Haager-Konvention zur Klarstellung der 
deutschen Lage vollkommen genügt. 


Erstens muß ganz eindeutig festgestellt werden, daß die Haager 
Konvention der Besatzungsmacht ausdrücklich verbietet, die Staats- 


9 


form eines besetzten Landes zu ändern. Dies ist nur möglich durch 
einen Friedensvertrag. 


Deutschland als geographische und politische Einheit besteht 
nicht mehr seit dem 8. Mai 1945. Es ist ein von den Westmächten be- 
setztes Gebiet einerseits und ein von den Ostmächten besetztes Gebiet 
andererseits. Es tut nichts zur Sache, ob dem einen oder anderen oder 
beiden besetzten Gebieten ein Besatzungsstatut gegeben wird, oder ob 
man für dieses Besatzungsstatut einen angenehmer klingenden Na- 
men wie „Partnervertrag‘ oder dergleichen erfindet. Tatsache ist, daß 
jedes der Gebiete ein besetztes bleibt, solange nicht ein endgültiger 
Friedensvertrag mit sämtlichen ehemaligen Feinden geschlossen wird. 


Man hat den westlichen Teil Bundesrepublik genannt und den 
östlichen Teil Volksrepublik. Man hat in Bonn und in Berlin einen 
Verwaltungsapparat errichtet, den man Bonner- und Berliner Regie- 
rung nennt. Regierungen im eigentlichen Sinne sind sie beide nicht. 


Diese Regierungen entsprechen den Zivilverwaltungsappa- 
raten, die wir im Laufe des Krieges gemäß den Bestimmungen der 
Haager-Konvention in den meisten besetzten Ländern ins Leben rie- 
fen. Nur haben wir es damals wirklich „Zivilverwaltung‘“‘ genannt. 
Erst im Zeichen unserer fortschrittlichen Zeit taufte man es jetzt in 
„Regierungen“ um. 


Weder die Berliner noch die Regierung sind rechtsgültige Regie- 
rungen. Die Bonner Regierung stellt erstens ein Instrument der Alliier- 
ten, zweitens eine Vertröstung des deutschen Volkes dar. Die 
Bonner Regierung hat keine absoluten Rechtsbefugnisse über das deut- 
sche Volk: die haben nur die Besatzungsmächte. Die Bonner Regie- 
rung ist rechtlich gesehen nichts mehr als eine „Quislingregierung“. 
Die Regierung Quislings aber hat die Norweger nie dazu verpflich- 
tet, kämpfende Verbündete an der Seite Deutschlands zu werden. 
Bonn scheint doch nicht etwa eine derartige Forderung stellen zu wol- 
len? Dies ist nicht nur die Angelegenheit Bonns, es ist in erster Linie 
die unsrige, denn unser Leben, der Rest unseres völkischen Bestandes 
steht auf dem Spiel. Hierin liegt der letzte Grund für die Pflicht eines je- 
den Deutschen, sich streng an die „Spielregeln“ zu halten, wie sie in 
der Haager-Konvention festgelegt sind. Laut der Haager-Konvention 
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nun ist es dem „Besetzer“ ausdrücklich verboten, die Bevölkerung der 
von ihm besetzten Gebiete zum militärischen Dienst irgendwelcher Art 
heranzuziehen. Die Haager-Konvention verbietet nicht ausdrücklich die 
freiwillige Dienstnahme von Untertanen eines besetzten Staates, jedoch 
ist eine solche Dienstnahme nur möglich im Rahmen einer fremdstaat- 
lichen Wehrmacht. Das heißt: solche Freiwilligen können nie in einem 
nationalen Verband zusammengefaßt werden, sondern sind, um es mit 
einem Begriff zu sagen, Fremdenlegionäre, Söldner. 

Solange kein Friedensvertrag zwischen ganz Deutschland und 
allen seinen ehemaligen Feinden (die tatsächlich das Land besetzt 
halten) geschlossen ist, bleibt dem Besetzer als einzige Möglichkeit, 
um Deutsche zum Militärdienst heranzuziehen, die Bildung von rei- 
nen Fremdenlegionen! Auch, wenn man ausschließlich Deutsche in 
einem größeren Verband in dieser Weise zusammenfaßt, so stellt die- 
ser Verband wohl ein deutsches Regiment oder eine deutsche Division 
dar, dann aber nur im Sinne der Nationalität der Angehörigen dieses 
Verbandes, nie aber im internationalen Sinne. Die praktische Folge- 
rung hieraus ist, daß ein solcher Verband von irgendeinem ehemaligen 
Alliierten, demgegenüber Deutschland kapitulierte, sofort als ein Ver- 
band von Franctireurs und Heckenschützen angesehen werderi Karin 
und selbstverständlich entsprechend behandelt werden darf: 

Es wird von berufener alliierter wie deutscher Seite Ausdrü kz, 
lich darauf hingewiesen, daß man weder die Zwangsaushebüng in 
Deutschland wünscht, noch es den Deutschen „antun“ will, sie als 
Söldner einer Fremdenlegion zu gebrauchen. Praktisch bedeutet dies 
also, daß man die einzige von der Haager-Konvention zugelassene 
Form-nicht verwenden will: also kann laut dieser Haager-Konvention 
der Besetzer keine Verbände zulassen, die nach internationalem Recht 
als deutsche nationale Wehrmachtsteile anzusehen sind. Hieraus folgt 
eindeutig, daß vom völkerrechtlichen Standpunkt aus die deutsche 
Wiederbewaffnung ein Ding der Unmöglichkeit ist. 

‘ 

Wenn ich in früheren Aufsätzen und Stellungnahmen eindeutig 
festgestellt habe, daß die erste Bedingung zu einer Wiederbewaffnung 
die Wiederherstellung der deutschen Souveränität sein muß, so war 
das nicht eine aus der Luft gegriffene Forderung oder ein gefühls- 
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mäßiger Ausbruch, sondern nur die volkstümliche Umreißung einer 
logischen Voraussetzung. Wehrfreiheit, Wehrhoheit und staatliche 
Souveränität stehen in einem ursächlichen und untrennbaren Zusam- 
menhang. 

Wenn man heute Deutschland wiederbewaffnen will, so geschieht 
dies in der bis jetzt noch klaren Absicht, das deutsche Potential bei 
einem Defensivkrieg gegen die Sowjets mitzuverwenden. Krieg- 
führen nun — ob defensiv oder offensiv — ist höchster Ausdruck der 
staatlichen Souveränität. Diese Souveränität kann weder Bonn noch 
Berlin für sich in Anspruch nehmen und es hilft wenig, wenn irgend- 
welche geschickten Mätzchen gedreht oder Formulierungen ausgeklü- 
gelt werden, die diesen Regierungen einen Anschein der Souveränität 
geben sollen. Von Souveränität einer für das deutsche Volk legalen 
Regierung kann nur dann gesprochen werden, wenn zwei Grundbe- 
dingungen restlos erfüllt sind: 


1. die deutsche Wiedervereinigung, 


2. die Aufhebung jeder Form der Besatzung, wodurch die not- 
wendige Handlungsfreiheit für eine wahrhaft deutsche Regie- 
rung entstehen würde. 


DIE DEUTSCHE WIEDERVEREINIGUNG 


Wir begreifen, daß es auf den ersten Blick unmöglich erscheint, 
diese Forderung im Augenblick zu erfüllen. Wir gehen sogar noch 
weiter und sagen, daß sie objektiv gesehen im Augenblick unmöglich 
ist. Die Ursache hierfür liegt nicht im deutschen Volke,-die Verant- 
wortung hierfür liegt ausschließlich bei den Alliierten. Folgerichtig 
sind es also auch die Alliierten, die unsere Bedingung der deutschen 
Wiedervereinigung zu erfüllen haben. Dem deutschen Volke kann un- 
möglich zugemutet werden, daß es der Leidtragende eines Zustandes 
sein soll, der onne sein Mitwirken entstanden ist. Es liegt uns fern, 
den Ernst, womit wir diese ganze Frage ehrlich und aufrichtig bespre- 
chen wollen, dadurch zu gefährden, daß wir in die Aussprache Bedin- 
gungen hineinwerfen, deren Erfüllung unmöglich ist, um dann zum 
Schluß auf diese etwas billige Weise kräftig „nein‘‘ sagen zu können. 
Aus diesem Grunde fügen wir unserer Forderung der deutschen Wie- 
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dervereinigung unmittelbar hinzu, daß die Verwirklichung im Prinzip 
wohl möglich ist, daß sie jedoch objektiv gesehen im heutigen Augen- 
blick unmöglich ist. Nicht unmöglich aber wäre sie bei einem entspre- 
chenden Einsatz von gutem Willen und Machtmitteln auf westlich-alli- 
ierter Seite. Wenn man gesehen hat, zu welchen Wagnissen und rie- 
sigen Anstrengungen die Amerikaner in Korea fähig waren, so hätte ein 
ähnlicher Einsatz mit dem Ziel der deutschen Wiedervereinigung zu 
einem positiven Erfolge führen müssen. Nicht nur, daß dies nicht ge- 
schehen ist und anscheinend kaum geschehen wird — auch hier liegt 
das Gesetz des Handelns immer noch in Moskau — sondern man hat 
es bis jetzt von alliierter Seite aus peinlichst vermieden, sich in dieser 
Angelegenheit zu „kompromittieren“. Man hat hier und da, in diesem 
oder jenem Unterhaus oder Kongreß wohl einmal im Verlauf irgend- 
einer Debatte angedeutet, daß „sogar“ die Annektionen seitens der 
Polen nicht ausdrücklich von den westlichen Alliierten anerkannt seien, 
aber man hat es nie für nötig gehalten, am Anfang der Erörterungen 
über die Möglichkeit, ja die Notwendigkeit einer deutschen Wieder- 
bewaffnung, dem deutschen Volke die Mindestachtung zu erweisen, 
und sich ihm gegenüber bindend zu verpflichten, die deutsche Wie- 
dervereinigung durchzuführen, sobald die westlichen Alliierten alleine 
dazu in der Lage seien. Man glaubt wohl, daß man uns gegenüber 
zu so einer — wenn auch nur symbolischen — Geste überhaupt nicht 
verpflichtet ist und bestreitet gar deren reine Zweckmäßigkeit. 
Es steht außer Zweifel, daß morgen oder übermorgen diese 
Geste erfolgen könnte. Das würde dann jedoch auch nicht mehr ge- 
nügen. Es müßte vielmehr als erstes Kriegsziel eindeutig festgelegt 
werden, wenigstens dem deutschen Volke gegenüber. Je nach dem 
Maße der Glaubwürdigkeit dieses Versprechens und der begleitenden 
Sicherheiten könnte es der Beurteilung und Entscheidung des deut- 
schen Volkes dann überlassen werden, ob es sich mit dieser symboli- 
schen und vertraglichen deutschen Wiedervereinigung begnügt, um zur 
Wiederbewaffnung überzugehen. 

Daß die Frage der Wiedervereinigung Deutschlands für die 
Deutschen an allererster Stelle steht, ist keine Erfindung von uns, auch 
nicht etwa nur eine Zweckmäßigkeitsüberlegung. Wenn sogar ein 
Mann wie Lord Vansittard, dem man bei eifrigstem Bemühen keine 
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Deutschfreundlichkeit in die Schuhe schieben kann, im Januar dieses 
Jahres erklärte, daß er unseren Standpunkt in dieser Angelegenheit 
verstehe, dann wäre es doch an der Zeit, daß die sich als deutsch- 
freundlich ausgebenden alliierten Persönlichkeiten mindestens ein glei- 
ches Maß an Verständnis aufbringen würden und dies klar und bin- 
dend zum Ausdruck brächten. 


DIE AUFHEBUNG JEDER BESATZUNGSFORM, WODURCH 
EINE WAHRHAFT DEUTSCHE REGIERUNG ÜBER DIE NOT- 
WENDIGE HANDLUNGSFREIHEIT VERFÜGEN WÜRDE. 


Eine wirkliche und völlige Beendigung der Besatzung ist nach 
den bisherigen internationalrechtlichen Gepflogenheiten nur möglich 
durch einen allgemeinen Friedensvertrag. Um jedes Mißverständnis 
zu vermeiden, erscheint es uns notwendig, die hier verwendeten Be- 
griffe zu klären und einige Folgerungen daraus näher zu umschreiben. 

Mit der Kapitulation vom 8. Mai 1945 nahm der Krieg für 
Deutschland ein Ende, nicht jedoch der Kriegszustand, als dessen Be- 
gleiterscheinung die Besatzungsmächte in Deutschland auftreten. Ein 
Friedensvertrag beendet den Krieg oder den Kriegszustand zwischen 
den einstmals kriegführenden Parteien. Ein Friedensvertrag ist des- 
halb politische Folgerung und politischer Endzustand der militäri- 
schen Kapitulation. Oder, um es anders zu sagen: der Friedensver- 
trag kann angesehen werden als ein Anschlußstück der Kapitulation. 

Dieser Charakter des Friedensvertrages ist das Kernstück unserer 
Überlegung. Man wird es mir deshalb erlauben, wenn ich, um dies 
näher zu erklären, zu einem wohl sehr ungewöhnlichen Vergleich 
greife: wenn die Kapitulation der Kopf ist, so stellt der Friedensver- 
trag den Hut für diesen Kopf dar. Hat der Kopf das Maß 54, so muß 
das Hutmaß 54 sein und nicht 41 oder 68. Was bedeutet dies nun in 
Hinsicht auf Kapitulation und Friedensvertrag des deutschen Volkes? 
Dazu müssen wir kurz die Geschichte der deutschen Kapitulation skiz- 
zieren. In den letzten Monaten und Wochen des Krieges, als sich die 
Gefahr einer sowjetischen Invasion in das Herz Europas drohend klar 
abzeichnete, wurde bei der Masse des deutschen Heeres vom Mann 
bis zum höchsten Offizier mit bewundernswerter Hartnäckigkeit an- 
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genommen, daß es den Deutschen gelingen würde, eine gemeinsame 
Front mit den westlichen Alliierten gegen die Rote Armee zu bilden. 
Es ist inzwischen bekannt geworden und unwiderruflich bewiesen, 
daß mehrere maßgebliche deutsche Führer in dieser Richtung bis zur 
letzten Stunde ihre Kräfte eingesetzt haben. In diesem Zusammen- 
hang sei z. B. Himmler erwähnt, der sich außerdem bereit erklärte, 
im Falle einer Annahme dieses Vorschlages, sich gefangenzugeben 
als verantwortliche Person für die unter seinem Befehl als oberster 
Polizeichef begangenen „Verbrechen“. — Von westlich-alliierter Seite 
wurde dies verweigert. Nachdem es also unmöglich war, mit den Alli- 
ierten zusammen eine gemeinsame Fortsetzung des Kampfes zum 
Schutze Europas zu erzielen, versuchte man von deutscher Seite aus, 
eine gesonderte Kapitulation, nur gegenüber dem Westen zu erreichen. 
Auch diese Mühe war vergeblich. In letzter Instanz versuchte Jodl in 
Eisenhowers Hauptquartier in Reims wenigstens noch einen zeitlichen 
Aufschub — fürWochen, Tage oder sogar nur Stunden — für die Kapi- 
tulation im Osten zu bekommen. Eisenhower persönlich wies dies von 
der Hand und hat diese Bitte nicht einmal seiner Regierung zugelei- 
tet. Es war Jodis Absicht, auf diese Weise unzählige Truppen des 
Ostheeres vor der Gefangennahme durch die Rote Armee zu schüt- 
zen und gleichzeitig die Möglichkeit zu bekommen, Hunderttausenden 
von Flüchtlingen aus dem Osten bei den westlichen Alliierten Zuflucht 
und Sicherheit vor dem roten Zugriff zu ermöglichen. Jodlis Bitte, — 
die Bitte von 99% des deutschen Volkes — wurde abgelehnt. In di 
sem Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß man als 
„Entschuldigung“ für dieses für ganz Europa wohl sehr verhängnis- 
volle Fehlen an Einsicht von Seiten der militärischen und politischen 
Führer der Alliierten kaum anführen kann, daß zu dem Zeitpunkt jeg- 
liche Erkenntnis der Westalliierten für die „rote Gefährlichkeit‘‘ fehlte. 
Denn sonst kann ich mir nicht erklären, wie es möglich war, daß beim 
Einsatz des von mir persönlich geführten Geschwaders während der 
letzten Tage im tschechischen Raum, die dauernd anwesenden anglo- 
amerikanischen Jagdflugzeuge nie eingriffen, wenn sie merkten, daß 
wir Kurs nach dem Osten nahmen. Aber die Tragik der westlich-alli- 
ierten Haltung zu dieser Zeit gehört im Rahmen unserer Ausführun- 
gen nicht an diese Stelle. 
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Es wurde also von den westlichen Alliierten die gleichzeitige Ka- 
pitulation gegenüber der Gesamtheit der Alliierten einschließlich der 
Sowjetunion, gefordert und den Deutschen sogar in Montgomery’s 
Hauptquartier klargemacht, daß eine nicht sofortige Annahme dieser 
Gesamtkapitulation zur Ausradierung einer stattlichen Anzahl deut- 
scher ‚Bevölkerungszentren durch die alliierte Luftwaffe führen würde. 

Unter diesen Umständen kapitulierte Deutschland gleichzeitig 
im Westen und Osten. Die logische Folgerung hieraus ist, daß ein 
Friedensvertrag, der diese Kapitulation aufheben soll (praktisch und 
ınternationalrechtlich) ein Friedensvertrag mit allen den Nationen 
sein muß, die die damalige Kapitulation von Deutschland annahmen. 
Zu diesen gehört an erster Stelle die Sowjetunion. Da diese Kapitu- 
lation keineswegs von Deutschland gewollt wurde — ganz im Gegen- 
teil — sondern nur von den westlichen Alliierten, müßte es gerade de- 
nen klar sein, daß das deutsche Volk nie einen einseitigen Friedens- 
vertrag nur mit den westlichen Alliierten auf sich nehmen kann. Denn 
erstens hat ein solcher Vertrag keine Rechtsgültigkeit und zweitens 
würde ein aus einem solchen Vertrag abgeleitetes Recht zur Wieder- 
bewaffnung unser ganzes Volk der Gefahr aussetzen, ein zweites und 
diesmal rein sowjetisches „Nürnberg“ über sich ergehen lassen zu 
müssen. 

In diesem Zusammenhang ist es gleich, ob Bonn oder Berlin ir- 
gendeinen „Friedensvertrag“ von seinem Besetzer bekommt. Denn 
ob de facto ein Zustand besteht, der nur einen „Teilfriedensvertrag“ 
ermöglicht, ist eine Frage der jeweiligen Auslegung, die vom guten 
Willen und der Einsicht des Interpretierenden abhängig ist. Wenn 
aber eine solche Auslegung in diesem oder jenem Falle die kollektive 
Bestrafung (nach Nürnberg brauchen wir uns über nichts mehr zu 
wundern!) — und das sogar nach bolschewistischer Methode — mit 
sich bringen kann, so muß jeder deutsche Mann und jede Frau, sicher- 
lich jeder verantwortungsvolle deutsche Politiker und jede Regie- 
rungspersönlichkeit einsehen, daß man auf diese Art niemals das 
Fortbestehen unseres Volkes aufs Spiel setzen kann und darf. 

Gerade die „juristischen Prinzipien“, die in Nürnberg von den 
Alliierten selber ins Leben „geredet“ wurden, verpflichten uns dazu, 
uns immer wieder genauestens Rechenschaft zu geben über eine so 
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wichtige Angelegenheit wie die Wiederbewaffnung. In Nürnberg wurde 
ja die Entscheidung gefällt, daß der Offizier oder Soldat sich nie auf 
höhere Befehle berufen kann, wenn er mit der Ausführung dieser Be- 
fehle gesetzwidrige Handlungen auf sich nimmt. Das heißt also, daß 
der Einzelne nicht nur die Möglichkeit, sondern sogar die Pflicht hat, 
die ihm erteilten Befehle zu untersuchen auf Strafbarkeit oder Geset- 
zeswidrigkeit. 

Bis jetzt ist außerdem von Seiten der westlichen Alliierten nichts 
geschehen, was uns den — praktisch zwar unmöglichen — aber ju- 
ristisch unbedingt erforderlichen gleichzeitigen Friedensvertrag nach 
allen Seiten hin durch einen „Teilfriedensvertrag“ ersetzen könnte. 
Wenn zwischen dem Westen und Rußland die Meinungsverschieden- 
heit so groß sein würde, daß es zu einem Abbruch der Beziehungen 
käme, wäre ein „Teilfriedensvertrag‘ schon eher zu rechtfertigen. Bis 
jetzt ist aber von alledem nichts am politischen Horizont zu sehen: im 
Gegenteil, man schreckt in offensichtlichen Fällen, wie z. B. der rot- 
chinesischen Unterstützung in Korea, vor dem eigenen Mut zurück, for- 
dert von uns aber in unseren eigenen Angelegenheiten und auf Kosten 
unseres eigenen Volksbestandes einen noch viel größeren Mut. 


a u 


Man kann gegen unsere vorhergehenden Überlegungen und The- 
sen den Einwand erheben, daß sie rein theoretischer Art seien. Wir 
geben das zu und haben von Anfang an darauf hingewiesen, daß wir 
uns in diesem ersten Teil mit den formalrechtlichen Seiten des Pro- 
blems beschäftigen wollen. . 

‚Man kann z. B. dagegen einwenden, daß die rote Gefahr einer 
praktischen Lösung bedarf. Das ist uns nichts Neues. Wir haben als 
deutsches Volk die Notwendigkeit einer umfassenden Lösung schon 
vor Jahrzehnten erkannt. Wir haben dieser Gefahr nicht nur eine neue 
soziale Ordnung entgegengestellt, sondern haben uns auch persönlich 
vor etwa zehn Jahren für diese Erkenntnis schonungslos eingesetzt. 
Dennoch bleibt es wahr, daß es uns leider nicht gelungen ist, die rote 
Gefahr für immer zu bannen und daß sie deshalb auch jetzt noch nach 
einer praktischen Lösung schreit. Wir wollen uns nicht im geringsten 
dieser Notwendigkeit verschließen. 
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Man kann auch einwenden, daß die Sowjetunion sich bestimmt 
nicht davon beeinflussen lassen wird, ob wir uns durch einen geson- 
derten Friedensvertrag und die daraus folgende Wiederbewaffnung 
im Westen völkerrechtlich schuldig machen. Man kann einwenden, 
daß die Rote Armee im Falle eines Krieges und bei einer Besetzung 
von Westdeutschland so oder so ihrer üblichen „Politik“ folgen wird 
und ohne Rücksicht auf eventuelle Gesetzwidrigkeit unsererseits die 
Intelligenz ausrotten, massenhaft verhaften, umbringen und deportie- 
ren wird. — Mag sein. Allerdings bleibt die Einschränkung, daß in 
einem solchen Falle die bolschewistische Handlangerregierung aus 
dem Osten bis zu einem gewissen Grade einen „mildernden‘“ Einfluß 
ausüben wird. Außerdem kann man nie wissen, welchen Kurs die Sow- 
jetpolitik in Zukunft nimmt, da sie nur von der Zweckmäßigkeit be- 
stimmt wird und es deshalb theoretisch durchaus möglich ist, daß die 
Politik der Sowjetunion plötzlich einen deutschfreundlichen Kurs neh- 
men könnte. Diese letzte theoretische Betrachtung hat ebensoviel Exi- 
stenzberechtigung wie die Theorie der totalen Ausrottung durch die 
Bolschewisten im Falle einer Besetzung Westdeutschlands. 

Man kann einwenden, daß es — Rechtsbruch hin, Rechtsbruch 
her — nur darauf ankomme, Sorge zu tragen, daß die Rote Armee 
eben nicht nach Westdeutschland kommen kann und so also die Mög- 
lichkeit von sowjetrussischen Sanktionen gegen unseren „Rechtsbruch“ 
auszuschalten. Um dies nun zu erreichen, darf man nicht bei formal- 
juristischen Einwänden stehen bleiben, sondern muß praktische Maß- 
nahmen treffen, die zur Vorbeugung dieser Gefahr zweckmäßig sind: 
also sich wiederbewaffnen, um sich zur Wehr setzen zu können. Auch 
für diesen Einwand haben wir Verständnis. Aber dann muß die Ver- 
teidigung gegen die Gefahr einer sowjetischen Invasion und der dar- 
auf folgenden „Bestrafung“ für die von uns begangenen „Rechtsbrü- 
che“ auch wirklich eine Verteidigung sein, die den sowjetischen 
Armeen den Eintritt verwehrt. Beim besten Willen sehen wir bei dem 
gegenwärtigen Tempo für die nächsten vier Jahre keine Möglichkeit 
für eine solche Verteidigung. Abgesehen davon, daß man erstens bis 
heute noch nicht weiß, inwieweit Amerika sich nun wirklich für Eu- 
ropa interessiert und wirklich für Europa alles aufs Spiel zu setzen 
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gewillt ist, und zweitens, inwieweit die Entwicklung auf anderen mög- 
lichen oder wirklichen Kriegsschauplätzen, z. B. Asien, die programm- 
mäßige Abwicklung der geplanten Europaverteidigung über den Hau- 


fen wirft. 
Pe 


In diesem Zusammenhang scheint es uns zweckmäßig auf 
die Parallele hinzuweisen, die sich in der deutschen Kriegsführung 
zu Anfang 1944 herum aufzeigte. Europa befindet sich jetzt 
(1951) in einer tödlichen Gefahr, vom roten Osten verschluckt zu 
werden. Diese Gefahr ist so groß, daß die westlichen Siegermächte 
trotz der ablehnenden Haltung z. B. Frankreichs sich dazu ent- 
schließen, unser Volk, das für alle Zeit entmilitarisiert bleiben sollte, 
zu remilitarisieren. Die Gefahr ist so groß, daß man von den Deut- 
schen verlangt, sich bestimmter Rechtsbrüche schuldig zu machen und 
sich wieder zu bewaffnen. Das alles nur, weil die Gefahr aus dem 
Osten jetzt von allen für so groß und bedrohlich angesehen wird. 


Wie nun war die Situation im Frühjahr 1944 für die deutsche 
Kriegsführung? Die Rote Armee stand im Aufmarsch gegen Mittel- 
und Südosteuropa. Die deutsche Kriegsführung mußte mit der stünd- 
lichen Möglichkeit einer Invasion im Norden, Westen oder Süden 
Europas rechnen. Es fehlte an Soldaten, nicht an Waffen. Deutsch- 
land führte einen Krieg, dessen Bedeutung für das übrige Europa 
spätestens um diese Zeit jedem klarwerden konnte. Keinen Augenblick 
jedoch hat die deutsche Kriegsführung mehr oder minder erzwungene 
Kriegsteilnahme von der Bevölkerung der besetzten Gebiete im Westen 
gefordert, in deren Interesse der Krieg gegen die Sowjetunion doch 
auch geführt wurde. Zwar hätte ein berechtigter Zweifel an dem mili- 
tärischen Wert solcher Truppenkontingente gegenüber der Roten Armee 
bestanden, aber abgesehen davon hätte der deutschen Kriegsführung 
damals die Möglichkeit der Truppenaushebung offengestanden. Prak- 
tisch möglich gewesen wäre es durch die Anwendung einer Zwangs- 
aushebung und „freiwillig“ durch die Einschaltung von „Deutschland- 
hörigen“ und mit den Deutschen zusammenarbeitenden Zivilverwal- 
tungen der betreffenden Länder; genau so wie jetzt den Westalliierlen 
die Möglichkeit einer Zwangsaushebung in Deutschland offensteht, 
oder aber auch eine „freiwillige“ durch die Einschaltung der — not- 
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wendigerweise mit den Alliierten zusammenarbeitenden — „Zivilver- 
waltungsregierung‘ von Bonn. 


.a.0.* 


Abschließend glauben wir folgende Thesen aufstellen zu können: 


1. Eine Wiederbewaffnung, wie sie jetzt und in der absehbaren 
Zukunft im Westteil Deutschlands beabsichtigt wird, ist aus formal- 
rechtlichen Gründen vollkommen abzulehnen. 

2. Daß die deutsche Bevölkerung im allgemeinen und die deut- 
schen zivilen und militärischen verantwortlichen Führer im besonde- 
ren sich mit der Wiederbewaffnung eines Rechtsbruches gegenüber 
der Sowjetunion schuldig machen, ist ausschließlich die Schuld der 
westlichen Alliierten und die Folge der von ihnen gewünschten gleich- 
zeitigen und totalen Kapitulation im Westen wie im Osten. 

3. Eine praktische Möglichkeit, den Rechtsbruch gegen die Sow- 
jetunion unbestrafbar zu machen, besteht bei der noch lang andauern- 
den unzulänglichen defensiven Situation des europäischen Westens 
nicht. 

4. Eine rechtlich geschützte Wiederbewaffnung kann nur von 
einem souveränen Deutschland betrieben werden, dies heißt: Wieder- 
vereinigung der deutschen Gebiete und Beendigung jeder Form einer 
fremden Besatzung. Es steht der souveränen Regierung Deutschlands 
frei, infolge freiwillig eingegangener Verpflichtungen nach einem gül- 
tigen Friedensvertrag, die Anwesenheit von fremden Truppen auf sei- 
nem Gebiet zuzulassen. 
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Zweiter Teil 


Was sagt der Frontsoldat zur Wiederbewaffnung? 


‚Es liegt weder eine beabsichtigte noch eine tatsächliche Überheb- 
lichkeit darin, daß ich zur Überschrift dieses zweiten Teiles diese 
Frage stelle. Ich glaube aus verschiedenen Gründen mit einer gewis- 
sen Berechtigung einer aus der Masse der Frontsoldaten zu sein und 
daher Meinung und Ansicht dieser Masse vertreten zu dürfen. Hiermit 
will ich ganz und gar nicht behaupten, „einzigberechtigt‘“ zu sein, 
wohl aber „auch-berechtigt“. Ich leite dieses Recht ab aus der Tat- 
sache, daß ich — wie Millionen meiner Kameraden — vom ersten bis 
zum letzten Tage in guten wie in schlechten Zeiten — den Dienst für 
mein Volk und meine Heimat geleistet habe. Ohne auch nur im ge- 
ringsten die — manchmal sogar aufgezwungene — Arbeitsleistung in 
Generalstäben und Etappendienststellen unserer anständigen Kamera- 
den verkleinern zu wollen, glaube ich doch, daß der erste, der ein 
Wort in der Angelegenheit der Wiederbewaffnung mitzusprechen hat, 
gerade der Frontsoldat ist. Es wäre möglich, daß die Herren, die zur 
Zeit „in Politik machen“ — und deren Ergebnisse eine unbestechliche 
Sprache reden — nichts unversucht lassen werden, das Echo dieser 
Schrift möglichst zu dämmen. Sie werden zu diesem Zweck voraus- 
sichtlich mancherlei über mich erfinden und erschwindeln. Schließlich 
werden sie mir egoistische politische Ambitionen in die Schuhe schie- 
ben und — den „Soldaten Rudel“ in Ehren — den „Politiker Rudel“ 
zu verleumden trachten. So finden die Unentwegten immer wieder ei- 
nen gewitzigten Ausweg aus möglicher Verlegenheit: Man ehrt und 
wehrt in einem Atemzug. Wahrlich ein bedeutungsvolles Ergebnis der 
Krummweg-Taktik unserer Gegenwart! 

Jedoch sei hier betont: Ich habe nie die geringste Neigung ver- 
spürt, mich auf das schlüpfrige Terrain der Politik zu begeben. Mö- 
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gen sich die aufgeschreckten Gemüter beschwichtigen: Ich hege wahr- 
haftig keinen politischen Ehrgeiz. Weder will ich als neuer Konkur- 
rent Sturm gegen Parteithröne laufen, noch beabsichtige ich, mir frag- 
würdigen Ruhm in der Arena innnerer politischer Machtkämpfe zu er- 
gattern. 

Es geht uns um die höchsten Dinge von Volk, Staat und mensch- 
licher Gemeinschaft, denen wir zugehören, und wir glauben, daß zu 
ihrer Lösung gesunder Verstand, klare Logik und sauberer Wille die 
Voraussetzung sind. Hierzu möge jeder nach seinen Kräften beitragen. 
Nicht die „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht“, sondern die Verantwor- 
tung, und es wirkte grotesk, wollte man diejenigen, die das dekretierte 
Schweigen brechen, deshalb eines politischen Ehrgeizes bezichtigen. 
Ihr Sprechen geschieht aus der Verantwortung, die weder Schicksal, 
Zeiten noch Entfernungen löschen können und aus einer jeden Tag le- 
bendigen Verbundenheit heraus mit denjenigen, die zwar nicht ge- 
fragt werden, um deren Kopf es aber geht. 

Deswegen, und nicht auf Grund irgendwelcher Auszeichnungen, 
fühle ich mich verpflichtet und berufen, im Namen der Frontsoldaten 
Stellung zu nehmen zur Wiederbewaffnung. Denn obwohl ich gewiß 
keine falsche Scham bezüglich meiner Auszeichnungen besitze, bin ich 
zu sehr Frontsoldat und der Masse meiner Kameraden zu sehr verbun- 
den, und ich kenne deren Leben und Kampf zu gut, als daß ich nicht 
wüßte, wieviel namenloses Heldentum nicht aufgezeigt wurde, in 
Wirklichkeit aber in diesen Reihen tausendfach vorhanden war. 

Es ist aber nicht nur aus diesem Grunde, daß ich mich berufen 
fühle, im Namen der überwältigenden Mehrheit der Frontsoldaten das 
Wort zu ergreifen. Unzählige Briefe und Hunderte von Gesprächen 
haben mich davon überzeugt, daß ich einer absoluten Pflicht aus dem 
Wege gehen würde, wenn ich nicht wenigstens den Versuch machte, 
zu diesem ebenso aktuellen wie brennenden Problem einige Gedanken 
offen auszusprechen. Die voraussichtliche Entwicklung wird beweisen, 
daß ich mir selber bestimmt keinen „guten Dienst‘ erweise, indem ich 
jetzt dazu übergehe, meine Ansichten öffentlich zu äußern. Auch hier 
wäre es mehr in meinem persönlichen Interesse, wenn ich abwartete, 
um zu sehen, „wohin der Wind wohl drehen könnte“. Dies ist mir 
schon alleine unmöglich gemacht durch die unzähligen Briefe, worin 
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immer wieder gerade von Frontsoldaten gebeten wird, unsere Meinung 
(d.h. die der Frontsoldaten) wiederzugeben. Es herrscht eine fast un- 
erträgliche Beklemmung in unseren Reihen, wir stellen fest, wie schnell 
die Entwicklung geht und wie sehr sie dazu angetan ist, unsere Gedan- 
ken- und Vorstellungswelt zu überholen. Andererseits sind es vor allen 
Dingen die ehemaligen Frontsoldaten, die wohl die deutlichste Vorstel- 
lüng haben von allem, was ein bolschewistischer Vormarsch in ganz Eu- 
ropa bedeuten würde. In dieser großen Not zu schweigen wäre eine Feig- 
heit, zumal ich gerade durch einen längeren vorübergehenden Aufent- 
halt im Auslande nach dem Kriege Beobachtungsmöglichkeiten bekom- 
men habe, die den meisten meiner Kameraden nicht zur Verfügung 
stehen. Dadurch habe ich auch gleichzeitig die Möglichkeit erhalten, 
die Probleme, die Deutschland und seine wehrkräftige Jugend peini- 
gen, mit Abstand zu sehen. Deshalb kann ich mir ein viel vollgültige- 
res Urteil bilden, als wenn ich selber von der lawinenartigen Macht 
der täglichen Ereignisse, größerer und kleinerer, mit überspült sein 
würde, wie es nun einmal nicht zu vermeiden ist, wenn man in Deutsch- 
land selber die chaotische Besatzungszeit erlebt und gleichzeitig davon 
gegen die Wand gedrückt wird. Es ist auch meinem Aufenthalt im Aus- 
land — dazu im befreundeten Ausland — zu verdanken, daß ich die 
Möglichkeit hatte, Informationsquellen zu besitzen, die eine unabhän- 
gige Urteilsbildung zuließen. Diese Quellen können naturgemäß der 
Masse meiner Kameraden im besetzten Deutschland nicht zur Verfü- 
gung stehen. 

Trotzdem habe ich noch lange gewartet mit der Veröffentlichung 
dieser Schrift, aus der Überlegung heraus, daß ich mich nicht auf- 
drängen wollte. Sogar die Tatsache, daß Politiker, die nie Soldat wa- 
ren, sich dazu berufen fühlen, jeden Tag ihren „Gedanken“ über die 
Wiederbewaffnung freien Lauf zu lassen und sich darin rücksichtslos 
das Verfügungsrecht über die deutsche wehrbare Mannschaft anzu- 
maßen, sogar diese Tatsache genügte mir nicht. 

Bis ich nun vor einigen Tagen einen Brief bekam von einer tap- 
feren deutschen Mutter, die in meinem Geschwader einen Sohn ver- 
lor, die ihren zweiten Sohn in Rußland vermißt weiß, deren Mann bei 
der Kriegsmarine fiel und die jetzt noch einen Sohn von 21 Jahren 
hat. Sie schrieb mir: „Was soll ich wohl machen? Was soll ich 
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meinem Jungen sagen? Er sagt mir jeden Tag wieder, daß er, wenn 
sich die Notwendigkeit ergibt, den Soldatenrock anziehen will, um 
Deutschland gegen den roten Osten zu verteidigen. Ist es denn rich- 
tig, daß er da mitmacht? Müssen wir denn daran glauben, daß es 
im Interesse unseres Landes ist, wenn die deutsche Jugend — oder 
besser gesagt — der ärmliche Rest davon, sich wieder gegen die Sow- 
"jets einsetzt? Dürfen wir das machen, auch wenn unsere Chance 
ganz gering ist? Bitte sagen Sie es mir doch, was ich meinem Jun- 
gen sagen soll. Ich bin nicht feige und habe den Verlust von meinem 
lieben Mann und meinen beiden Jungen tapfer ertragen, ich glaube 
das sagen zu können. Aber jetzt bin ich wirklich ratlos, denn soviele 
Männer mit Namen sprechen so verschieden über dieses Problem. 
Bitte, tun Sie etwas!“ 

Nach diesem Briefe glaubte ich, sprechen zu müssen. 


Man kann von uns, der Mehrzahl der Ostfrontsoldaten, nicht 
verlangen, daß wir, sobald die Notwendigkeit einer Verteidigung ge- 
gen die Sowjetunion erörtert wird, einfach unseren Kampf vom Juni 
1941 bis Mai 1945 vergessen, so tun, als ob er nie gewesen wäre! 
Wir müssen Vergleiche ziehen, Fragen stellen und deren Beantwor- 
tung verlangen. Für jeden einzelnen von uns — und somit für unsere 
Familienangehörigen, Kameraden usw. — unser „Uns“ geht also in 
die Millionen und Abermillionen von Angehörigen des deutschen Vol- 
kes — für jeden einzelnen von uns ist die Entstehung des Krieges ge- 
gen die Sowjetunion und dessen tragischer Verlauf zu sehr zu einem 
persönlichen Schicksal, zu einem Stück von unserem Wesen gewor- 
den, als daß wir die Frage einer Wiederbewaffnung im Hinblick auf 
die Notwendigkeit einer Verteidigung gegen den roten Osten erwäh- 
nen können, ohne die Zeit 1941—1945 und deren harte Lehren auch 
nur einen Augenblick vergessen zu können. 

Gerade wir Frontsoldaten legen nicht viel Wert auf die Haltung 
des „ewigen Gestern‘, gerade wir haben genug Dynamik in uns, um 
zu wagen, ins Morgen zu schauen und uns geistig für dieses Morgen 
auszurüsten. Man braucht bei uns gewiß nicht zu befürchten, daß wir 
zu sehr im Gestern verankert, zu sehr von seiner magischen Kraft an- 
gezogen seien, daß wir uns nicht davon befreien könnten, um die 
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heutigen Notwendigkeiten, um unsere heutige Pflicht klar zu erken- 
nen und für diese Erkenntnis den Mut zu haben. Aber die zusammen- 
geballte Erfahrung von gestern hat uns reif gemacht und uns trotz 
aller Jugend eine gewisse Art von „Vorsichtigkeit“ und „Umsichtig- 
keit‘ gegeben. Wir wissen aus blutigster Erfahrung, welche die 
Schwierigkeiten sind, die sich einer endgültigen Ausschaltung der ro- 
ten Gefahr widersetzen, welche Kräfte in der Roten Armee vorhan- 
den sind und warum der Kampf gegen die Sowjetunion ein übermensch- 
lich schwerer war und sein wird! 

Als wir am 22. Juni 1941 zum Kampf gegen die Sowjetunion an- 
traten, hatten wir einen Gegner vor uns, den wir unterschätzt, einen 
Gegner, dessen Stärke wir nicht voll erkannt hatten und dessen wich- 
tigstes Hilfsmittel, die unermeßliche Weite seines Landes und die po- 
litische Fanatisierung der Massen seit 1920, für die Masse unserer 
Soldaten und deren Führung ein eigentlich unbekannter Faktor 
war. Wir traten zu diesem Kampfe an aus der sehr rasch be- 
stätigten Überzeugung, daß nur ein rechtzeitiges Losschlagen unse- 
rerseits die drohende Gefahr eines roten Einfalls in Europa abwen- 
den könnte. Wir haben diesen Kampf opfervoll geführt und waren 
manches Mal dem Sieg nahe. 1941—42 gewann niemand anders als 
General Winter die erste Schlacht gegen uns. Als die Invasion von 
Nordwestafrika die ersten Truppen von unserer Ostfront abzog und 
eine Zufuhr neuer Truppen unterband, standen wir wenige Kilometer 
vor den Kaukasischen Ölfeldern, an der Wolga bei Stalingrad und 
hei Rshew kaum 250 km von Moskau entfernt. Noch konnten wir die 
Schlacht im Osten gewinnen, entscheidend gewinnen, ohne darum 
die kommende Schlacht im Westen entscheidend gewinnen zu müs- 
sen. Da setzte lawinenartig ein, was bis jetzt nur tropfenweise ge- 
schehen war: die riesige materielle Unterstützung des sowjetischen 
Verteidigungspotentials durch England und Amerika; ohne sie hät- 
ten wir möglicherweise die wenigen Kilometer bis Baku überwinden 
können, Stalingrad wäre uns in einer Offensivaktion verblieben und 
bei Rshew hätten wir freiere Hand gehabt. Hinzufügen will ich, daß 
die Materialzufuhr zu diesem Zeitpunkt noch bescheiden war gemes- 
sen an den Zufuhren, die wir dann in der Sommeroffensive 1942 zu 
spüren bekamen. Was aber im Spätsommer 1942 an angloamerika- 
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nischer Unterstützung eintraf, machte uns die erfolgreiche Fortset- 
zung des Krieges im Osten anfangs sehr schwierig und endlich un- 
möglich. Man kann darüber verschiedener Meinung sein, ob es Eng- 
land und Amerika, trotz des riesigen Kriegspotentials des letzteren, 
hätten erlauben können, daß wir die Sowjetunion endgültig bis an 
den Ural getrieben hätten, oder nicht. Abgesehen von der Tatsache, 
daß auch eine hinter den Ural vertriebene Sowjetunion viele von un- 
seren Kräften dort gebunden hätte, bleibt es sogar nicht mehr der 
späteren, sondern schon der heutigen Geschichtsschreibung überlas- 
sen, die bequeme Folgerung zu ziehen, daß der Zermürbungskampf, 
der Deutschland vernichtete, das Gespenst der ständigen roten Ge- 
fahr zu einer Begleiterscheinung machte für sämtliche schon erlebten 
und noch zu erwartenden „Nachkriegsjahre“. 


Wir haben nicht ein Mal, wir haben unzählige Male erlebt, wie 
an der Ostfront unsere Kräfte bei örtlichen oder bei größeren Opera- 
tionen vergeblich anrannten gegen nordamerikanischen und engli- 
schen Stahl. Als 1943 im Juli unsere letzte größere Offensivanstren- 
gung gegen die Rote Armee mißlang, war es hauptsächlich deshalb, 
weil die Landung auf Sizilien und die Offensive gegen „den empfindli- 
chen Unterleib Europas“ die Stoßkraft unserer angreifenden Verbände 
wegnahm: der von da ab einsetzende Vormarsch der Roten Armee, 
der bis Berlin drang, wurde nur möglich gemacht, weil England und 
Amerika der Sowjetunion halfen, den kritischen Punkt in der roten 
Rüstungsindustrie zu überwinden. Es ist für uns Frontsoldaten un- 
möglich, dies zu vergessen, ebensowenig wie es uns möglich ist, zu 
verzeihen, daß die westlichen Alliierten, ihre militärischen und politi- 
schen Führer, reaktionslos zusahen, wie die Rote Armee das Herz- 
stück Europas überspülte, besonders in den schicksalsschweren April- 
wochen 1945, wo wir um uns und in uns das gellende Hilfeschreien 
unserer von den Roten gehetzten und vergewaltigten Zivilbevölke- 
rung hörten, und wir zu machtlosem Wahnsinn getrieben wurden. 
Die Alliierten unternahmen nichts, sie änderten auf Grund des schnel- 
len roten Vormarschtempos lediglich etwas ihre Operationspläne, da- 
mit sie hier und da dem Iwan ein paar Kilometer zuvorkommen 
konnten. i ' = 
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Es ist und bleibt ausschließlich Verantwortung der westlichen 
Alliierten, daß Sowjetrußland nicht nur ganz Osteuropa unter seine 
Knute bekam und damit sein wehrwirtschaftliches und rein militäri- 
sches Potential auf unerhörte Weise vergrößern konnte, sondern auch, 
daß der Kreml in das Kernstück Europas Einzug halten und seine 
Operationsbasis um etwa 2500 km nach Westen verlegen konnte. 

Es ist wohl sehr bitter, daß gerade von uns gefordert wird, die 
Folgen der unseligen politischen und militärischen Kurzsichtigkeit 
der Westmächte tragen zu müssen. Man fordert sogar mehr von uns: 
ınan verlangt, daß wir uns dazu bereiterklären, mit einem Totalein- 
satz unserer selbst die uns gegenüber begangenen Fehler zu berich- 
tigen. Das ist zuviel, das wäre für jedes Volk zu viel verlangt, und 
es gibt wahrscheinlich auf der Welt nur unser Volk, dessen Vitalität 
und Spannkraft so groß ist, daß man sich zu einer solchen Forde- 
rung überhaupt erdreistet. 

Wir wissen, daß der Dummheit der angloamerikanischen Poli- 
tik der Sowjetunion gegenüber und der angloamerikanischen Hilfe 
für die Sowjetunion Vorschub geleistet wurde durch einen — Gott- 
seidank verschwindend kleinen — Kreis von Leuten aus unseren eige- 
nen Reihen, die eine — meistens sehr spät — entdeckte Anhäng- 
lichkeit zu irgendeiner Staatsform über ihre rein militärische Pflicht- 
erfüllung stellten. Wir wissen, daß die zahlenmäßige Stärke dieser 
Kreise in gar keinem Verhältnis stand zu den entsetzlich großen Aus- 
wirkungen ihres Verhaltens — das wir „einfache“ Frontsoldaten 
„Verrat“ nennen, — und es ist uns wirklich unmöglich, in die laby- 
rinthartigen Erklärungen, die diese Leute teilweise schamlos in Me- 
moiren usw. aufdecken, einzudringen und uns mit ihnen auf die 
Schlangenpfade ihrer sonderbar anmutenden Begründungen zu bege- 
ben. Heute kennt die Masse der Ostfrontsoldaten die von diesen Leu- 
ten verursachte Katastrophe, wir wissen, wie oft Benzin zu bespann- 
ten Einheiten und Heu zu Panzerdivisionen als Nachschub kam. Wir 
erkennen die katastrophalen Folgen der von bestimmten Leuten so 
sehr angestrebten „Operationsfreiheit“ — und wir stehen diesem al- 
len vollkommen verständnislos gegenüber. Nur wissen wir jetzt bes- 
ser als je zuvor, warum unser Ostfeldzug in den Straßen Berlins 
endete — enden mußte! Es entzieht sich unserer Kenntnis, inwieweit, 
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die Westmächte sich verpflichtet haben, als Belohnung für diese Ver- 
räter, diese dazu zu berufen, die ersten Schritte einer neuen deutschen 
Verpflichtung gegen den Osten einzuleiten. 


. 00 * 


Es kann niemandem schwerfallen zu der Überzeugung zu kom- 
men, daß die übergroße Mehrheit der deutschen Frontsoldaten den 
Krieg restlos satt hat. Hiermit wird nicht gesagt, daß diese Mehr- 
heit nicht mehr den Mut aufbringt für einen erneuten Einsatz: wer 
treu und brav bis zur letzten Stunde den Weg von Moskau bis Berlin 
zurückgekämpft hat, braucht von niemandem einen solchen Vorwurf 
anzunehmen. Man darf es uns nicht übelnehmen, wenn wir in unserer 
klaren Soldatensprache ganz brutal feststellen, daß wir nur dann 
bereit sind, noch einmal einen Krieg zu führen, wenn es sich lohnt, 
Und es lohnt sich nur dann, wenn wir etwas sind — und wenn die tat- 
sächliche Möglichkeit zur Verteidigung unseres Landes besteht. 


Außerdem müssen wir einen Lohn bekommen für unseren Ein- 
satz: das heißt, daß wir nicht nur die Gefahr von unserer Heimat und 
Europa abgewendet wissen wollen, sondern, daß außerdem unserem 
Volk der notwendige Lebensraum gesichert wird. Es läßt uns kalt, 
ob bei dem Wort Lebensraum der ganze Westen oder die ganze alli- 
ierte Welt wieder eine Gänsehaut bekommt — denn, wie man es dreht 
oder wendet: nur in einer endgültigen Lösung dieser Frage liegt die 
Zukunftsmöglichkeit unseres Volkes und die der anderen westeuropä- 
ischen Völker begründet. 

Der Krieg lohnt sich nur, wenn wir Deutsche wieder etwas dar- 
stellen. Denn was sind wir denn jetzt? Ein Nichts! Das gemeinste 
internationale Gesindel hat uns straflos mit Schmutz bewerfen kön- 
nen, man hat uns unsere Fabriken leergeraubt — man hat von der end- 
gültigen Beseitigung der deutschen Gefahr gesprochen und man hat 
damit die deutsche Konkurrenzfähigkeit, die deutsche Technik, die 
deutsche Leistung überhaupt gemeint und uns deshalb die Maschinen 
wie die Geister verrosten lassen wollen. Man hat unser Land aufge- 
teilt, auseinandergerissen und seine Gebiete versteigert auf dem 
Marktplatz der wahnsinnigsten politischen Gelüste von großen, klei- 
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nen und kleinsten Staaten. Man hat unsere Frauen durch eine unvor- 
stellbare wirtschaftliche Notlage ehrlos machen wollen, und man hat 
unseren Kindern die Rachitis in die Knochen gejagt. 


Was sind wir denn? — Nachdem man — von Stalin unerbittlich 
dazu gezwungen — uns neu entdeckt hat und jetzt wieder den Mund 
voll nimmt über „Deutschland, den Wall gegen den Osten“, fängt 
man an, im Schneckentempo uns wieder hier und da etwas zu geben, 
das einer Verteidigung durch uns wert ist. Man hat sogar im Januar 
1951, vielleicht auch nur vorübergehend, aufgehört, Helgoland zu bom- 
bardieren, und außer den Verminungen der Straßen bei Koblenz trifft 
man auch sonstige militärische Maßnahmen zur Verteidigung 
Deutschlands! Dies alles kann auch beim besten Willen und der größ- 
ten Einsatzbereitschaft unsererseits nie soviel für uns bedeuten, daß 
sich dessen Verteidigung lohnt. Für uns lohnt sich nur eine Verteidi- 
gung, wenn wir wieder ein Volk in einem anständigen Staat sind, 
wenn wir wirtschaftlich unsere Wege gehen und uns die Märkte er- 
cbern können, worauf unser Fleiß ein Anrecht hat, wenn unsere klei- 
nen, größeren und größten Industrien sich frei entfalten können und 
dann so imstande sind, uns Arbeit und Brot zu besorgen. Es lohnt 
sich nur, wenn wir innerpolitisch frei sind und dem das Wort ver- 
bieten können, der sich das Recht zum Sprechen verwirkt hat, wenn 
wir innerpolitisch die Staatsform wählen können, die uns paßt und 
zu der wir uns hingezogen fühlen: wir versprechen feierlich, sie dann 
auch „Demokratie“ zu nennen! 


Es lohnt sich nur für uns, und wir sind dann wieder etwas, wenn 
wir außenpolitisch selbständig auftreten können und den ungeheuren 
und unvorstellbar großen Reichtum an Deutschfreundlichkeit, der 
noch an vielen Stellen in der Welt vorhanden ist, zum Wohl unseres 
eigenen Volkes und der mit dem deutschen Volk befreundeten Völker 
ausnutzen können. Man hat uns nach dem 8. Mai 1945 auf so eine 
gemeine Art von der Welt abgesondert, daß man in vielen von uns 
zeitweise die Überzeugung hochgezüchtet hat, die ganze Welt wäre 
uns feind und wir hätten nirgendwo mehr Freunde: man hat uns ver- 
schwiegen, daß es Länder gegeben hat, deren Führer bei einer mit 
den dunkelsten Mitteln erzwungenen Kriegserklärung gegen Deutsch- 
land mit grimmiger Wut gegen Tränen gekämpft haben. Es ist das 
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teuflische Vorhaben nicht gelungen, die Deutschfreundlichkeit, vor 
allem außerhalb Europas, mit Stumpf und Stiel auszurotten. Während 
der Zeit, da Deutschland und sein Volk in den Dreck getreten wur- 
den — in den fünf langen Jahren seit Mai 1945 — haben deutsche 
Hafenkräne und deutsche Dieselmotoren, hat die Schaffenslust von 
Hunderttausenden anständigen deutschen Emigranten, haben deutsche 
Ärzte und Missionare, deutsche Künstler und deutsche Wissenschaft- 
ler die Flamme der Liebe zu Deutschland nicht sterben lassen, sie 
wachgehalten, so daß sie wieder zu einem Feuerbrand auflodern kann, 
sobald man uns das Instrument dazu zurückgibt: ein mit allen Voll- 
machten versehenes Auswärtiges Amt, die Möglichkeit für den deut- 
schen Menschen, überall in der Welt sich niederzulassen, die Möglich- 
keit für den deutschen Kaufmann, daß er nicht in London oder New 
York zu fragen hat, wohin er was und zu welchem Preis verkaufen 
darf. 

Es lohnt sich nur, und wir sind nur dann wieder etwas, wenn wir 
als Soldaten kämpfen können zur Verteidigung unserer eigenen Hei- 
mat in einer eigenen Armee. Denn nur die eigene Armee ist die Jogi- 
sche Folgerung aus der Wiederherstellung der deutschen Souverä- 
nität, die erreicht ist, wenn nur wir in unserem eigenen Hause etwas 
zu sagen haben. 
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Wir haben in unserer Sprache gesagt, welche die erste Gruppe 
von Bedingungen ist, deren Erfüllung uns einen erneuten soldatischen 
Einsatz lohnend macht. Aber auf rein militärischem Sektor haben 
wir, zwar nicht in der fachlichen Terminologie des Generalstäblers, 
sondern in der eindeutigen Sprache der gesunden Vernunft, einige 
Forderungen zu stellen, deren Erfüllung oder Nichterfüllung entschei- 
den über Fortbestehen oder endgültigen Untergang unseres Volksbe- 
standes. Aus diesem letzten Grunde darf es uns nicht übelgenommen 
werden, wenn wir auch hierin keine politische Taktik betreiben — weil 
politische Taktik unseres Erachtens nicht angebracht ist, wenn es um 
die Sicherstellung unserer völkischen Substanz geht. Noch einmal 
Krieg zu führen — beziehungsweise uns dazu bereitzuerklären, wie- 
der einmal die Uniform anzuziehen auf die Gefahr hin und im Hin- 
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blick auf die Möglichkeit eines neuen Krieges — lohnt sich nur dann, 
ist nur dann zu verantworten, wenn eine tatsächliche Möglichkeit zur 
Verteidigung des eigenen Landes besteht. Es ist von bestimmter po- 
litischer Seite festgestellt worden — und diese Auffassung hat sogar 
eine bezeichnende Wahlbestätigung gefunden —, daß es nie die Auf- 
gabe Deutschlands sein kann, bei den heutigen militärischen Kraft- 
verhältnissen zwischen den östlichen und den westlichen Gegnern die 
Lücke aufzufüllen, die als Folge der — aus innerpolitischen Gründen 
betriebenen — Entwaffnungspolitik der Westmächte entstanden ist. 
Bis zu diesem Punkt sind wir mit dieser Feststellung vollkommen 
einverstanden. Wir sind jedoch keine grundsätzlichen Gegner einer 
deutschen Remilitarisierung, zumal wir glauben, daß auch im 20. Jahr- 
kundert die nationale politische Führung sich noch stützen und rück- 
versichern muß durch ein militärisches Instrument. 


Wir wissen besser als manche „Weltpolitiker‘, wie groß die 
Stärke der Roten Armee bei Kriegsende war. Wir haben in dem von 
uns eroberten Gebiet der Sowjetunion das bolschewistische Rüstungs- 
potential eindeutig feststellen können und die Unterlagen, die uns 
zur Verfügung standen, flößten uns Respekt ein vor dem sowjetrussi- 
schen Potential in und hinter dem Ural. Wir können auch rechnen 
und uns ein Bild davon machen, in welchem Maße die militärische 
Stärke der Sowjetunion seit Kriegsende zugenommen hat. Allein die 
Möglichkeit einer einigermaßen annehmbaren Verteidigungslinie ent- 
lang der Oder und Neiße, der Landesgrenze der Tschechei und Öster- 
reich fordert mindestens den Einsatz von 100 vollwertigen Divisio- 
nen. Solange diese hundert Divisionen nicht dastehen, ist es eine glatte 
Unmöglichkeit, die Rote Armee zu halten und für uns Deutsche Selbst- 
mord, an dieser kriegerischen Auseinandersetzung teilzunehmen. Man 
soll uns hier nicht entgegenhalten, daß diese Forderung wieder ein- 
mal ein Ding der Unmöglichkeit sei. Wir behaupten: wenn es den 
Alliierten wirklich ernst ist mit der Verteidigung des Westteils von 
Europa gegen die Rote Armee, wenn die Westmächte tatsächlich ent- 
schlossen sind — so wie sie es von uns fordern — selber einen 
Kampf auf Leben und Tod mit der Roten Armee zu führen, wenn z. B. 
Nordamerika die Vorbereitung zu einem Krieg so heiliger Ernst ist, 
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daß es nicht nur bereit ist, Dollars, sondern auch Menschen in die- 
ses blutige Geschäft zu investieren: so kann keiner uns vormachen, 
daß nicht in kürzester Zeit diese hundert Divisionen vor dem Eisernen 
Vorhang ihre Posten beziehen können. Wir wissen doch aus dem 
vorigen Krieg, wie kurz es gedauert hat, Amerikas Kraft zu mobilisie- 
ren, sowohl gegen die endlos lange Front gegen Japan als auch für 
die Vernichtung Deutschlands und Italiens. Wir wissen doch, daß am 
10. Mai 1940 der deutschen Wehrmacht im Westen mehr Truppen 
gegenüberstanden als heute von uns für die Europaverteidigung ge- 
fordert werden! Diese Völker haben doch darüberhinaus noch den 
Krieg gewonnen! — Und hier kann man uns doch nicht wieder haft- 
bar machen für eventuell begangene Dummheiten und Fehlkalkula- 
tionen. Also soll man uns nicht sagen, daß hundert Divisionen nicht ge- 

. stellt werden könnten. Hinter dem Schutz dieser hundert Divisionen 
könnte eine deutsche Wiederbewaffnung möglich werden und West- 
deutschland würde das Risiko eingehen können, sowjetrussische Sank- 
tionen gegen sich heraufzubeschwören. Welche Kraft und welche Mög- 
lichkeiten aus einem Zuwachs des deutschen Militärpotentials zu die- 
sen hundert Divisionen sich ergeben könnten, wollen wir hier nicht 
näher erörtern — dafür bürgt der schwer aber letztlich wohlverdiente 
Ruf vom Mut und Können des deutschen Soldaten. 
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Ein erneuter Kriegseinsatz lohnt sich für uns nur, wenn wir wie- 
der etwas sind, wenn die tatsächliche Möglichkeit zur Verteidigung 
des eigenen Landes besteht und wenn wir einen Lohn bekommen für 
unseren Einsatz. Wir wollen jetzt diesen „Lohn“ näher umschreiben. 
Wir sehen ein, daß die erste Folge einer erfolgreichen Verteidigung 
Europas gegen den roten Osten dargestellt wird durch die Abwen- 
dung dieser Gefahr von unserer Heimat. Wir geben uns nicht dem 
Wahn hin, daß selbst eine erfolgreiche Verteidigung unserer Heimat 
nicht unser so schwer geprüftes Land wiederum zerstören würde. 
Schon allein aus diesem Grunde kann der Lohn für unseren Einsatz 
nıcht allein in der Abwendung der Gefahr einer roten Invasion beste- 
hen. Denn für diese Abwendung werden wir Deutsche an erster Stelle 
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bezahlen müssen durch erneute umfangreiche Zerstörungen von dem, 
was wir mit Mühe und Not hier und da aus eigener Kraft wieder auf- 
gebaut haben. Nein, dieser Lohn kann nur darin bestehen, daß nach 
einer erfolgreichen Beendigung dieses Krieges für unser Volk der not- 
wendige Lebensraum gesichert wird. Dieser Lebensraum liegt nicht 
auf dem Mond — dieser Lebensraum liegt nach wie vor im Osten. 
Was würde es uns nützen, uns erneut zum Kreigseinsatz zu stellen, 
wenn dieses Problem nicht gelöst wird? Wir würden dann wieder mit 
unseren Millionen deutscher Menschen auf einen engen Raum ge- 
drängt sein, wir würden uns wieder mit aller Findigkeit und allem 
Fleiß auf die industrielle Erzeugung stürzen, wir würden wieder auf 
den Weltmärkten mit einer besseren und gleichzeitig billigeren Pro- 
duktion die nichtdeutsche Konkurrenz vertreiben, und wir würden wie- 
der nach zehn oder fünfzehn Jahren einewirtschaftlicheKriegserklärung 
an den Kopf geschleudert bekommen und, in eiserner Konsequenz da- 
von würden wir wieder, genau wie 1914, genau wie im Jahre 1939, 
in einen militärischen Krieg hineingeraten. Wenn das Problem des Le- 
bensraumes für unser Volk nicht gelöst wird, werden wir immer auf 
billige und bequeme Art als Unruheherd von Mittel- und Westeuropa 
verschrieen werden können. Und wir haben es satt, verschrieen zu wer- 
den, wir wollen endlich, daß man die „Einnebelungstradition“ des 
deutschen Problems aufgibt und endlich dazu übergeht, im Interesse 
der europäischen Völkergemeinschaft, unser Problem und unsere Not- 
wendigkeiten klar zu sehen und den Mut zu finden zu einer endgültigen 
Lösung. Es ist das Lebensinteresse Europas, daß das Märchen vom 
deutschen Imperialismus und von der deutschen militärischen Aggres- 
sionspolitik, „die ewig schlummert in der deutschen Seele“ (wenn sie 
uns schon eine Seele zusprechen) endlich aus der Welt geschafft wird. 
Wenn ein Volk von sieben Millionen ein Kolonialimperium besitzen 
durfte, das hundertsechzigmal so groß war wie das Mutterland, und 
wenn ein Volk von 45 Millionen ein Drittel der Welt beherrschen durfte, 
da soll man sich nicht wundern, wenn die 90 Millionen Deutschen in 
der Enge der Heimat nach Luft schnappen und nach links oder rechts 
mit den Armen schlagen. 

Es gibt viele unserer Kameraden, die für ihre deutsche Heimat 
dreimal in den Krieg zogen, wir sind selber eine Generation, die im 
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Ersten Weltkrieg geboren wurde, die bis 1933 die Folgen des verlorenen 
Weltkrieges zu tragen hatte und die 1936, 37, 38 oder 39 die Uniform 
anzog, um sie am Ende im Jahre 1946—47—48—49—50—51 in den 
Kriegsgefangenenlagern, in Kanada, in England, in Frankreich, Ruß- 
land und Sibirien bis zum letzten Faden zu verbrauchen. Trotz alle- 
dem — und damit stehen wir Deutschen allein auf einer sehr einsamen 
Höhe — trotz alledem wären wir sofort wieder bereit, die Uniform an- 
zuziehen und wieder den Opfergang zu gehen, wenn wir damit ein für 
allemal für unser Volk die Lösung seiner beklemmenden Lebensfrage 
und für unsere Kinder- und Kindeskinder endlich die schwerverdiente 


Ruhe erkämpfen könnten. 
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Dritter Teil 


Was wollen und was können wir? 


Als wir nach dem Kriege in Gefangenschaft gerieten und es nicht 
für nötig hielten, uns dem Sieger gegenüber auf sklavische Weise zu 
benehmen, sondern im Gegenteil, im Bewußtsein, als anständige Sol- 
daten bis zum Schluß anständig gekämpft zu haben, trotz der Nieder- 
lage erhobenen Kopfes in die Gefängnisse, Vernehmungsräume und 
Zellen des Siegers schritten, wurden wir deshalb gleich als typische 
Nazioffiziere oder Nazisoldaten verschrieen. Wenn wir heutzutage im 
vollen Bewußtsein unserer Verantwortlichkeit unserem Volk gegen- 
über und angesichts der unermeßlich schweren Schläge, die der Krieg, 
die Niederlage und die darauf folgende Notzeit unserem Volke zuge- 
fügt haben, es wagen, darauf hinzuweisen, daß eine Remilitarisierung 
die ungeheuersten Folgen für unser Volk mit sich bringen könnte und 
sogar unter Umständen zu der Vernichtung des Restes unseres Volks- 
bestandes führen kann und wir deshalb zur größten Vorsicht mahnen, 
so werden wir einmal als „prorussisch“, einmal als „bolschewistisch‘ 
verschrieen. 

Wenn wir klar und deutlich feststellen, daß wir nicht gegen eine 
Remilitarisierung an sich eingestellt sind, sondern — zum Schutze un- 
seres Volkes — die vorherige Erfüllung von gewissen Bedingungen 
einer Remilitarisierung voraussetzen, so versucht man mit allen Mit- 
teln einer mächtigen „Presse‘“ uns so darzustellen, als wären wir 
nıehr oder weniger bezahlte Agenten von Moskau. 

Die Meinungsbildung in den sogenannten freien Ländern, in den 
Hochburgen der Rede- und Denkfreiheit, hat immer rein totalitäre und 
autoritäre Züge aufgewiesen. So wurde dort im Verlaufe des Krieges 
und zu der Zeit, wo noch ein freundschaftliches Verhältnis zu der Sow- 
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jetunion bestand, mit gleicher Wucht und „ehrlicher Ueberzeugungs- 
kraft“ behauptet, daß es keinen Unterschied gäbe zwischen guten und 
schlechten Deutschen, keinen Unterschied zwischen Nazis und Deut- 
schen, keinen Unterschied zwischen individueller und kollektiver 
Schuld, wie man der Welt mit gleicher Wucht und „ehrlicher Ueber- 
zeugungskraft‘ erzählte, daß die Russen schon längst keine gefähr- 
lichen Bolschewiken mehr wären, sondern daß im Gegenteil die ge- 
fährlichen Bolschewiken anständige und tapfere Russen geworden 
seien. Wenig später, und nachdem man schon wegen der Kollektiv- 
schuld deutsche Männer gehängt und totgeknüppelt hat, erzählt man 
nit etwas weniger Wucht anfänglich — aber das wird schon noch 
kommen — daß man es immer schon gewußt habe: daß es zwar 
schlechte, aber doch viel mehr gute Deutsche gebe. Und daß man nur 
einen tiefen Haß gehabt habe gegen Hitler und die Nazis, aber daß 
letztere „natürlich“ nicht „Deutschland“ ausmachten. Zugleich malt 
man auch wieder den ehemaligen guten „Onkel Joe‘ schwarz und 
stellt die Bolschewiken als böse Friedensstörer und bluttriefendes Ge- 
sindel dar. 

Verlangt man nun wirklich, daß wir uns nach alledem noch ver- 
teidigen sollen gegen die Beschuldigung der Sowjetfreundlichkeit? 
Sind es die anderen oder sind wir es, die fast vier Jahre lang Europa 
bis zum Weißbluten gegen die Stalinhorden verteidigt haben? Sind es 
die anderen oder sind wir es, die in diesem Kampfe während des Krie- 
ges Hunderttausende, Millionen von Kameraden auf den Schlachtfel- 
dern der Sowjetunion verloren haben? Sind es die anderen oder sind 
wir es, die nach dem Kriegsschluß Hunderttausende von Kameraden 
verloren haben, die in den roten Gefangenenlagern umkamen? Sind 
wir es oder sind es die anderen, die durch ihre militärischen Maßnah- 
men dafür gesorgt haben, damals im April und Mai 1945, daß Hun- 
derttausende unserer Kameraden zu den Sowjets zurückgejagt wurden 
und damit in den Tod? Sind es die anderen oder sind wir es, die auch 
heute noch manchmal fast erstickt werden unter dem Alpdruck der Er- 
innerung an die Bestialität der roten Soldateska, an die verstümmelten 
Leichen unserer Kameraden, an zehntausende geschändete Leben und 
Körper deutscher Frauen, deutscher Mädchen, deutscher Kinder? 
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Nein, wir brauchen uns bestimmt nicht zu verteidigen gegen die 
Beschuldigung, probolschewistisch zu sein. Unser Antibolschewismus 
ist nicht, wie der Antibolschewismus mancher Freunde des Bolsche- 
wismus-von-gestern, eine intellektuelle Einstellung, unser Antibolsche- 
wismus ist keine reine vernunftmäßige Angelegenheit, sondern eine 
Instinktsache. Wir haben niemals die Versuchung gekannt, mit einer 
Art „Salonbolschewismus” zu kokettieren, denn der anschauliche Un- 
terricht, den wir in der Sowjetunion bekommen haben, hat gereicht, 
für immer in uns den Wunsch nach dem Bolschewismus zum Schwei- 
gen zu bringen. Diesen Anschauungsunterricht bekamen wir — nicht 
die anderen! 


Wir sollen uns also wieder einsetzen für einen Krieg gegen die 
bolschewistische Weltmacht. Wozu? Man sagt uns: zur Verteidigung 
unserer Heimat und unseres Europa, zum Schutz unserer Freiheit, zur 
Rettung der christlichen abendländischen Welt! Man wird uns doch 
erlauben, daß wir diese erwähnten Ziele etwas näher betrachten. Für 
uns Deutsche ist es nämlich — im Gegensatz zu vielen anderen — fünf 
Minuten vor Zwölf, und wir befinden uns wahrlich nicht weit vom 
Schuß. 


Die christliche abendländische Welt ist unseres Erachtens kaum 
denkbar ohne den deutschen Beitrag dazu; die christlich-abendländi- 
sche Welt stellt einen Komplex von Werten dar, in dem diejenigen 
deutschen Ursprungs nicht unerheblich sind. Man hat zwar im Ver- 
laufe des Krieges in unserer Heimat und in großen Teilen Europas 
viele unersetzliche Werte zerbombt und man hat nach dem Kriege vie- 
len deutschen Dichtern, Bildhauern, Malern und Musikern die Schaf- 
fensmöglichkeiten genommen: wir sind aber trotzdem der Überzeu- 
gung, daß wir Deutsche noch immer einen wesentlichen Teil dieser 
christlich-abendländischen Welt ausmachen. Es fällt uns schwer, die 
schönen Sprüche von der Rettung der christlich-abendländischen Welt 
aus dem Munde derer zu vernehmen, die sich noch gestern weigerten, 
bei ihren militärischen Unternehmungen Rücksicht auf die herrlichen 
Bauten, Denkmäler, Städte und Städtchen zu nehmen, die eine stei- 
nerne Verkörperung dieses christlichen Abendlandes und seiner Werte 
darstellten. 
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Es fällt uns schwer, die hochtrabenden Sprüche über die not- 
wendige Erhaltung der christlich-abendländischen Welt ernstzunehmen 
aus dem Munde derjenigen, die sich noch gestern bemühten, ein wohl 
sehr wichtiges Element des christlichen Abendlandes, nämlich seine 
Menschen, mit Stumpf und Stiel auszurotten, wie z. B. uns Deutsche. 
Wo diese Ausrottung mit Lufttorpedos und Phosphor nicht ausge- 
reicht hatte, kamen nach dem Kriege der Hunger und die Kälte als 
anscheinend willkommene Ergänzung. 


a2 00 * 


Wir sollen uns einsetzen zum Schutze unserer Freiheit? 


Dürfen wir fragen: welcher Freiheit? Wir haben nämlich im 
Laufe der Nachkriegsjahre so viele und so widersprechende Ausle- 
gungen dieses schönen Begriffes gehört und sogar erlebt, daß uns die- 
ses Wort allein sehr verschwommen vorkommt. Wir sind gewiß ein 
freiheitliebendes Volk und würden uns für unsere Freiheit gerne mit 
dem Leben einsetzen. — Um eine Freiheit zu verteidigen, muß man 
sie aber wohl erst besitzen. Und wenn man uns nun sagen will, daß wir 
unsere Freiheit durch soldatischen Einsatz erst erobern sollen, dann 
müssen wir feststellen, daß wir unsere Freiheit ebensosehr gegen den 
Westen wie gegen den Osten erkämpfen müssen. Was wir bis jetzt 
von der Wirklichkeit der „Freiheit“ der westlichen Welt unserem 
Volke gegenüber gesehen haben, hat uns nicht eben viel Vertrauen in 
diese Freiheit geben können. Man hat behauptet, daß man das deut- 
sche Volk vom „Joch des Dritten Reiches“ hat befreien wollen, aber 
was an dessen Stelle kam, hat nach unserer Ansicht wohl sehr wenig 
mit Freiheit zu tun. Die Wirklichkeit der vom Westen befehligten 
Freiheit hat sich in unserem Volk verheerend ausgewirkt, sowohl so- 
zial wie wirtschaftlich, politisch wie kulturell. 

‘Man hat uns sogar nicht nur eine, sondern die berühmten vier 
Freiheiten bringen wollen: Rede- und Gedankenfreiheit, Religions- 
freiheit und Freiheit von der Angst und von dem Hunger. Ist es wirk- 
lich notwendig näher auszuführen, wie diese vier Freiheiten von den 
Siegern selber mit Füßen getreten wurden, und hat es in Millionen 
deutscher Herzen und Häuser, auf den “Arbeitsplätzen und in den 
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Wohnkellern je eine größere, unheimlichere Angstpsychose. gegeben 
als gerade nach dem Krieg? 
Wenn wir unsere Freiheit verteidigen sollen, wollen wir sie erst 


kennen! 
ch 


Man sagt uns immer wieder, daß der Krieg gegen die Sowjet- 
union nicht nur ein Krieg der Waffen, sondern in erster Linie ein 
Krieg der Ideen ist. Wir dürfen uns aber keinen falschen Vorstellun- 
gen hingeben: in unserer heutigen Welt stellt der Bolschewismus die 
eınzige geschlossene politische, staatliche, wirtschaftliche und welt- 
anschauliche Ideologie dar. Der Bolschewismus ist eine Doktrin mit 
einer eisernen Disziplin; gelenkt wird nur im Kreml. Demgegenüber 
steht die westliche Welt mit nur verschwommenen Ideen. - Sie bildet 
keine ideologische Einheit, keine wirtschaftliche, keine politische und 
kaum eine militärische. Jedes seiner Mitglieder legt sich Begriffe und 
Verpflichtungen zu, wie es ihm genehm ist. Was bei dem einen als 
Freiheit gilt, wird bei dem anderen als Versklavung angesehen. Was 
der eine „politische Interessengemeinschaft“ nennt, bezeichnet der 
andere als „organisierten Imperialismus“. Was der eine „großzügige 
Dollarhilfe‘“ nennt, bezeichnet der andere als „wirtschaftliche Dikta- 
tur“. Wir könnten diese Vergleiche noch lange fortsetzen, aber aus allen 
geht eines klar hervor: die streitende, rechthaberische aber gespaltene 
westliche Welt ist noch weit davon entfernt, auch nur einigermaßen 
den ideologischen Kampf mit dem Osten aufnehmen zu können. Der 
Bolschewismus hat noch immer seine rücksichtslosen, todesbereiten 
Jünger, seine Kämpfer und fanatischen Anhänger. „Demokratie“ und 
die verschwommene Sammlung von vier oder mehr Freiheiten hat dem 
Westen noch keinen einzigen „Klaus Fuchs“ gebracht. In seiner To- 
talität kann sich seit dem Kriegsende nur noch das Christentum auf 
einigermaßen ebenbürtiger Basis mit dem Bolschewismus messen. 
Aber, es wird doch wohl niemand wagen, unsere westliche Welt und 
ihre freimaurerischen Spitzen als vom Christentum erfüllt zu bezeich- 
nen. Man kann — um nur ein Beispiel zu nehmen — die Vertrei- 
bung von Haus und Hof von Millionen Menschen deutschen Blutes 
und die unzähligen Opfer, die auf diesen mörderischen Trecks um- 
'kamen, doch nicht gerade als Beweise für die Christlichkeit unserer 
Welt anführen! 
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Wir wissen aus blutigster Erfahrung, wie der Bolschewismus dreißig 
Jahre Zeit gehabt hat, die Massen zu fanatisieren, wir wissen aus 
eigener Erfahrung, daß man dieser Masse nicht den leidenschaftli- 
chen Glauben durch Flugblätter oder Rundfunksendungen raubt, wir 
wissen aus eigener Erfahrung, daß man, um sich gegen die Rote Ar- 
mee stellen und sie schlagen zu können, ein großes Maß an Begeiste- 
rung, an Glaubenskraft und innerer Überzeugung braucht. Wir sehen 
auch beim besten Willen nicht, wo in der westlichen Welt die Wahr- 
heiten verkörpert und die Ideale verwirklicht sind, deren Verteidigung 
den Soldaten den nötigen geistigen Rückhalt geben könnte. 


.a0.0 * 


Unsere letzten Bemerkungen haben sich absichtlich auf der höhe- 
ren Warte bewegt, wo sich Ideologie und Ideologie gegenüberstehen. 
Aber es sind noch eine Anzahl ganz konkreter Forderungen und Be- 
dingungen zu stellen, deren Erfüllung nach dem Gefühl der großen 
Mehrheit der ehemaligen Frontsoldaten unbedingt einer Wiederbe- 
waffnung vorausgehen, beziehungsweise sie begleiten müßte. Wir 
wollen diese Forderungen, Bedingungen und Feststellungen in klarer 
Sprache folgen lassen. Und es ist uns hierbei gleichgültig, ob es dem 
„Politiker“ gelingt, deren inneren Zusammenhang und deren Ver- 
bindung mit dem Problem der Wiederbewaffnung zu erkennen oder 
gar anzuerkennen... 


Man müßte uns einmal deutlich erklären, was man zu tun ge- 
denkt gegenüber der riesigen sowjetischen Überlegenheit an Panzern 
und Infanterie. Von den Luftstreitkräften und den U-Booten, die 
durch das Hinzukommen der deutschen Wissenschaft Riesenfort- 
schritte machten, wollen wir gar nicht reden. Man glaubt doch nicht 
etwa, den Krieg gegen die Sowjetunion allein mit Atombomben zu ge- 
winnen? Zehn sowjetische Atombomben, in die Riesenstädte Ame- 
rikas geworfen, sind wesentlich vernichtender als hundert amerikani- 
sche, die im dünnbesiedelten Rußland niedergehen und die Industrie 
schwerlich ausschalten können, da diese bereits zu unserer Zeit teil- 
weise unterirdisch verlagert war. Auf die moralischen Auswirkungen 
solcher Angriffe auf die Riesenstädte und Industriezentren Amerikas 
und die damit verbundenen Menschenverluste, möchte ich nicht näher 
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eingehen. — Die russische Überlegenheit kommt im übrigen klar zum 
Ausdruck in den wohl sehr vorsichtigen Schätzungen von westlich- 
alliierter Seite. Wir wissen aus eigener Erfahrung, daß die Vermu- 
tungen über die Kräfte der Roten Armee immer falsch ausfallen und 
daß die Rote Armee immer wieder unterschätzt wird. Man soll in die- 
sem Zusammenhang uns auch deutlich erklären, was man gemacht 
hat, um die von den westlichen Alliierten selber einmal kräftig geför- 
derte Infiltration der roten 5. Kolonne in Deutschland, West-, Nord-, 
Süd- und Südosteuropa unschädlich zu machen, damit wir wissen, daß 
wir Deutschen wenigstens im Rücken keine Angriffe zu fürchten ha- 
ben! Wir wissen doch, wie man in Deutschland und Europa den 
roten Untergrundbewegungen bereitwilligst Zulassung gegeben hat — 
ja dies mit allen Mitteln gefördert hat, selbst in Polizei, Wehrmacht 
und Verwaltung! Wir wissen aus eigener Erfahrung, daß ein einfa- 
cher Staatsangestellter, der z. B. eine Schleuse oder eine Eisenbahn- 
weiche bedient auf seinem Gebiet genau so gefährlich werden kann 
wie ein Kommunist — z. B. einmal Prof. Joliot-Curie — in einer 
Atomkommission. 


Wir wissen, daß die Stahl- oder Erdölproduktion des Westens 
wohl nach aller Wahrscheinlichkeit größer ist als die der Sowjets; 
aber wir wissen auch, daß es — anders als im Westen — bei den 
Sowjets nie ein Kriegsende gegeben hat und das kriegsmäßige Anle- 
gen von Reserven gerade auf dem Gebiet der kritischen Produkte nie 
aufgehört hat. 

Wir finden es beängstigend, daß es auch noch in diesem Augen- 
blick für die Sowjets möglich ist, einen ausgebreiteten Handel mit 
dem Westen zu treiben und sogar — auf wohl sehr einfachen Umwe- 
gen — für die Kriegsproduktion äußerst wichtige Rohstoffe, Präzi- 
sionsgeräte und sonstige Produkte zu erhalten. Wenn Europa in Ge- 
fahr ist, darf man doch wohl kaum als Grundsatz gelten lassen: „Ge- 
schäft ist Geschäft“. Oder ist dies auch eine Begleiterscheinung der 
vielgerühmten „Freiheit“? 


Korea hat uns ein sehr eindeutiges Beispiel eines Bürgerkrieges 
gegeben. Wir wissen, daß die Volkspolizei des Ostens genau so einen 
Rechtsbruch darstellt wie eine Wiederbewaffnung im Westen. Aber 
die Volkspolizei steht schon, und wenn die Rote Armee marschiert, 
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wird sie auch marschieren müssen. Uns fehlen die Unterlagen, um 
beurteilen zu können, wieviele von den Flüchtlingen aus der Volks- 
polizei, die im Westen ankommen, diese Flucht in die „Freiheit“ un- 
ternahmen, um sich vor irgendeiner Disziplinar- oder sonstigen Strafe 
sicherzustellen und wieviele es aus innerer, weltanschaulicher Über- 
zeugung von der Richtigkeit der westlichen Demokratie taten. Wir 
wissen nur, daß auch die ostdeutsche Jugend fanatisiert wird und daß 
ein Bürgerkrieg noch immer das übelste ist, was einem Volke wider- 
fahren kann und ein solcher darf keinesfalls durch eine Herausforde- 


rung heraufbeschworen werden. 
Fe 


WIR, DAS HEISST DIE ÜBERWÄLTIGENDE MEHRHEIT DER 
EHEMALIGEN FRONTSOLDATEN, KÖNNEN KEINE „20. JULI- 


GENERALE“ ANERKENNEN. 
Erstens: weil es aus deren Reihen immer wieder tönt: „Die Nie- 


derlage Deutschlands war besser als Deutschlands Sieg.“ Das klingt 
uns Soldaten, die alles daransetzten, bis zum Ende Deutschlands Nie- 
derlage zu vermeiden, etwas zu höhnisch in den Ohren. Denn wir 
müßten daraus folgern, daß wir Idioten gewesen seien, als wir unsere 
Pflicht unserem Volke gegenüber in diesem Kriege bis zum Letzten 
erfüllten. 

Zweitens: weil es uns ein Grauen erweckt, wenn wir in einem 
Buch wie Speidels „Invasion“ lesen: „Man zog in Erwägung, zwei Di- 
visionen (es handelt sich um die 2. und 116. Panzerdivision) aus poli- 
tischen Erwägungen heraus zurückzubehalten und nicht einzusetzen.“ 
Uns graut es dabei, weil wir wissen, wie so leicht Tausende von Infan- 
teriekameraden verbluten konnten ohne Panzerschutz. Wir möchten 
es uns deshalb ersparen, daß politisierende Generalstäbler wieder ein- 
mal Gelegenheit finden, um auf bekannte Weise, z. B. durch Trans- 
portumleitungen oder andere im letzten Krieg schon durchexerzierte 
Tricks der kämpfenden Front wieder in den Rücken fallen zu können. 
Wir wollen militärische Führer, deren höchste Bindung die an das 
Volk und an die ihr anvertraute Truppe ist und nicht an irgendein 
parlamentarisches oder nichtparlamentarisches System. Wenn der 
„20. Juli-Kämpfer“ von Schlabrendorf in seinem Buch „Offensive ge- 
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gen Hitler“ unverfroren sagt: „Wir müssen alles dafür tun, daß 
Deutschland den Krieg verliert“ — so reicht uns das, um die Haltung 
dieser Leute im vorigen Krieg zu qualifizieren und deren Vertrauens- 
würdigkeit in einem nächsten Kriege zu verneinen. Denn niemand 
kann uns garantieren, daß sie in einem nächsten Kriege nicht zu der 
„heiligen Überzeugung“ sich „durchkämpfen“, daß sie alles dafür 
tun müssen, daß Rußland den Krieg gewinnt, oder aber, daß Deutsch- 
land auch den nächsten Krieg verliert und Honolulu ihn gewinnt! 

Drittens: Wir huldigen noch der „altmodischen‘“ Auffassung, 
daß ein Soldat durch seinen Eid gebunden ist und nicht politisieren, 
sondern kämpfen soll. Wir bedauern es auf das tiefste, daß ein in 
der soldatischen Tradition erzogener Autor wie Heusinger in seinem 
Buch — das uns allerdings mehr vorkommt wie eine Sammlung von 
0815-Kriegsberichten, vermischt mit harmlosen Miesmachererzählun- 
gen und nicht wie der Bericht eines langjährigen Generalstäblers — 
es nicht fertigkriegt, ein sauberes Bekenntnis zum soldatischen Ethos 
auszusprechen. 


Wir weigern uns entschieden, uns mit Leuten abzugeben, deren 
Schamlosigkeit so weit geht, daß sie im nachhinein es wagen, ihren 
Memoiren eine Tendenz zu geben, als seien diejenigen, die ihren 20. 
Juli mit dem Kopf bezahlen mußten, eigentlich nur zweitklassige Fi- 
guren und sie, die Überlebenden, die „eigentlichen Männer des 20. 
Juli“, die so geschickt waren und dem Zugriff von Himnlers „dum- 
men Schergen‘“ entkommen und somit die geliebte Haut und den wir- 
ren Kopf retten konnten. 

Wenn sich zu dieser Schamlosigkeit außerdem die Dummheit ge- 
sellt, sogar noch im Jahre 1950 und 1951 solche Sprüche von sich zu 
geben, so als wäre seit 1945 nichts geschehen und als wäre Deutsch- 
lands Kampf gegen den Bolschewismus keinen Augenblick in der öf- 
fentlichen Meinung der ganzen „freien“ Welt in ein anderes Licht ge- 
rückt, so genügt uns diese Schamlosigkeit und Dummheit ein für alle- 
mal. Wenn wit wieder Soldat werden sollen, dann wollen wir zuver- 
lässige Führer haben. Darüberhinaus behaupten wir: es gibt auf der 
Welt niemanden, der bei der augenblicklichen Situation ein so reines 
Gewissen haben kann wie wir. Denn mehr als wir getan haben, wird 
kein Mensch gegen den Bolschewismus tun können. 
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Haben die Herrschaften, die jetzt über die Wiederbewaffnung 
reden, auch nur eine blasse Ahnung von der stärksten und schönsten 
Waffe der deutschen Frontsoldaten: der Kameradschaft? Ich glaube 
nicht. Sonst könnten sie es kaum wagen, zu uns von einem neuen sol- 
datischen Einsatz zu sprechen, wo zu gleicher Zeit in der Welt noch 
eine Anzahl deutscher Soldaten als Kriegsverbrecher behandelt wer- 
den, in Lagern und Kerkern zurückgehalten und Tag und Nacht in 
dunklen Zellen in Ketten liegen. — Wenn wir eine Uniform anzögen, 
wären wir gegenüber diesen Kameraden Verräter. Nicht irgendein 
rechthaberischer Trieb sondern die Kameradschaft gebietet uns, die 
Freiheit aller deutschen Soldaten zu fordern, die Revision aller 
„Kriegsverbrecherprozesse“ und eine entsprechende Wiedergutma- 
chung. Die Forderung ist bescheiden, denn wir können die in diesen 
Prozessen ermordeten Kameraden nicht mehr ins Leben zurückrufen 
und das unendlich große Leid, was damit für die Angehörigen und 
Kameraden entstanden ist, nie wieder gutmachen. Eine Revision die- 
ser Prozesse können wir umso leichter fordern, als wir täglich in der 
„freien“ Weltpresse eine Revision der Begriffe feststellen, auf die sich 
die Todesurteile unserer Kameraden gründeten. Wir haben es täglich 
gelesen und lesen es noch heute, wie bei der Kriegsführung in Indo- 
nesien und Indochina und jetzt noch in Korea die vermutete Anwe- 
senheit von roten Partisanen genügte, um ganze Dörfer in Brand zu 
stecken; wie die vermutete Anwesenheit von roten Partisanen in 
Flüchtlingskolonnen genügte, um eine x-beliebige Anzahl von „Zivili- 
sten“ — auch Kinder, Greise, Mütter, schwangere Frauen — gegen 
die Wand zu stellen und ohne vorherigen Prozeß „umzulegen“. Man 
kann nur den Kopf schütteln, mit welcher Selbstverständlichkeit von 
der amerikanischen — Verzeihung! UN-Kriegsführung — Dinge er- 
zählt werden, die manchen unserer Kameraden den Kopf gekostet ha- 
ben. „Verbrechen. gegen die Menschlichkeit‘ hat man unsere Kampf- 
methoden im roten Osten genannt, heute wird dies bei den UN-Trup- 
pen als „militärische Notwendigkeit“ bezeichnet. Wir waren „Ver- 
brecher“, „Bestien‘“, wenn wir in äußerster Not zu solchen Methoden 
schritten. Die amerikanische Öffentlichkeit, die im Gegensatz zu uns 
weder vom vorigen Krieg etwas bemerkt hat noch vom heutigen Korea- 
abenteuer etwas bemerkt oder gar Bomben aufs Dach kriegt, betitelt 
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die UN-Truppen, die am laufenden -Bande diese Maßnahmen ergrei- 
fen, als „tapfere“, ja „todesmutige‘“ Soldaten. 

Warum haben wir keinen Bundeskanzler, der sagt: :,Ich habe 
keinen Offizier, der mit Ihnen, den ehemaligen Alliierten, über Wie- 
deraufrüstung verhandeln kann, solange noch deutsche Soldaten ver- 
urteilt, noch ausgeliefert werden, noch in den Kerkern verharren müs- 
sen, nur weil sie ihre Pflicht taten und die Heimat in der höchsten 
Not verteidigten.‘“ — Es ist absolut belanglos, daß es sich teilweise 
um Kameraden handelt, die an der Westfront kämpften; sie fochten 
für das gleiche Ziel, da der Westen ja der Schrittmacher des Ostens 
war! Müßte man diese Haltung nicht von einem verantwortungsvollen 
‘Staatsmann verlangen können? Oder wessen Interessen vertritt er, 
wenn er das Gegenteil tut? Die seines Volkes? 


Wir wollen unsere Ehre als Soldaten wiederhergestellt sehen, 
Gelegenheit dazu gibt es viel, und es kostet unseren ehemaligen Fein- 
den keine Dollars, nur etwas Selbstüberwindung und etwas Einsicht 
in die eigenen Fehler. Wir stellten mit Genugtuung fest, daß ein 
Mann wie General Eisenhower im Gegensatz zu gestern „keinen Haß“ 
spürt gegen das deutsche Volk oder die deutschen Soldaten. Aber 
wir möchten gerne wissen, ob solche Erklärung aus Überzeugung oder 
aus Zweckmäßigkeit abgegeben wird. Es ist für diesen General sehr 
leicht zu sagen: „Laßt uns die Vergangenheit Vergangenheit sein!“, 
aber wir möchten unbedingt etwas mehr hören aus seinem Mund. 
Der Akzent liegt im Augenblick in der westlichen Welt bei den militä- 
rischen Führern. Diese können sich sogar auf die „Aufrichtigkeit‘‘ 
und „Wortkargheit“ der militärischen Sprache berufen, um in „poli- 
tisch weniger geschickten‘‘ aber umso klareren Worten die Ehre des 
deutschen Soldaten wiederherzustellen und die eigenen Irrtümer dies- 
bezüglich zuzugeben — ja sie sogar auf die breiten glatten Rücken 
der „haßerfüllten‘ Politiker abzuschieben. 


Bevor wir uns an den Verhandlungstisch setzen, muß unsere 
Ehre wiederhergestellt sein und unsere, ihrer Freiheit beraubten Ka- 
meraden — vom Feldmarschall bis zum Gefreiten — müssen sich wie- 
der in unserer Mitte befinden! 
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Man soll von uns alten Frontsoldaten nicht fordern, daß wir uns 
'bevormunden lassen müssen, inwieweit wir Kanonen über so und so- 
viel Zoll oder Panzerwagen mit dem oder jenem Tonnengewicht ver- 
wenden sollen. Wir haben so „ungefähr“ eine Ahnung, wie eine 
Truppe, die gegen die Sowjets Krieg führen soll, ausgerüstet und 
bewaffnet werden muß und welche taktische und strategische Unter- 
stützung von anderen Wehrmachtswaffen nötig ist, um erfolgreich 
sein zu können. Wir wollen in der Lage sein, ohne Dolmetscher in un- 
serem Sektor für unseren Truppenteil Luftwaffenunterstützung anzu- 
fordern! Wir glauben außerdem, daß wir im Kriege bewiesen haben, 
auch selber ziemlich verwendungsfähige Waffen herstellen zu können. 
Nicht von ungefähr demontierte man alles und raubte das deutsche 
Eigentum in Form von Erfindungen und Patenten, ja, selbst von deut- 
schen Wissenschaftlern. In diesem Zusammenhang interessiert es uns 
wirklich nicht, ob die Wiederherstellung der deutschen schweren Indu- 
strie im Interesse dieses oder jenes Weltkonzerns liegt oder nicht. Diese 
Weltkonzerne sind so groß, daß sie überall hin ihre Verbindungen 
haben, sogar bis Prag und Moskau, und dies ist uns etwas zu unsi- 
cher! Uns erscheint es am besten, wenn deutsche Soldaten weitest- 
gehend mit deutschen Waffen kämpfen. Außerdem kann die freie 
Wiederauflebung der deutschen Schwerindustrie uns wirtschaftlich nur 
Nutzen bringen. 


a 


Man mißverstehe uns nicht: wir verweigern nicht jeden Einsatz, 
nur bestehen wir darauf, daß gewisse Bedingungen erfüllt werden, 
gewissen Forderungen entsprochen wird und gewisse Feststellungen 
hingenommen werden. Obwohl wir ausgeblutet sind, obwohl wir in 
einem heldenhaften Kampf unsere besten Kräfte verloren haben, wol- 
len wir uns trotz allem gegen den Osten und seinen Bolschewismus 
wieder verteidigen. Wir sind, weiß Gott, keine Feiglinge und haben 
nie den Kampf gescheut. Wir standen allein im Kampf für Deutsch- 
land und Europa, mit Ausnahme von tapferen europäischen Freiwilli- 
genverbänden, deren Überlebende von den heutigen europäischen Re- 
gierungen erschossen oder als Gemeinverbrecher ins Gefängnis gewor- 
fen wurden unter der Begründung, daß sie „die Waffen gegen unseren 
Verbündeten, die Sowjetunion, aufgenommen haben“, 
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Wir glauben an unsere Heimat und wir glauben an Europa, wir 
wollen für diesen Glauben gern das Letzte geben, was uns noch bleibt. 
Aber dann muß unsere Einheit und Souveränität in jeder Beziehung 
— wirtschaftlich, politisch, militärisch — wieder zurückgegeben wer- 
den. Viele von uns haben fünfzehn oder zwanzig Jahre die Uniform an- 
gehabt und haben es satt, Soldat zu sein, trotzdem wären wir wieder 
zum höchsten Einsatz bereit. Selbstmord jedoch darf niemand von uns 
fordern. Wenn an unseren heutigen Grenzen mit dem roten Osten 
hundert hochwertige Divisionen mit entsprechender luftstrategischerund 
lufttaktischer Unterstützung postiert werden, können wir uns in ihrem 
Schutz eine Wiederbewaffnung erlauben. — Wir gehen sogar noch 
weiter: mit hundert vollwertigen Divisionen kann Europa nicht nur 
gehalten werden, sondern der Rest der deutschen Volkskraft wäre im- 
stande, dieser militärischen Macht eine zusätzliche Kraft zu verleihen, 
mit deren Hilfe der Bolschewismus geschlagen werden könnte, 


Niemand hofft mehr als wir, daß es nicht zu einer kriegerischen 
Auseinandersetzung kommt, denn niemand wird in einem folgenden 
Krieg mehr bezahlen müssen als wir. Wir dürfen uns aber auch nicht 
von einem „Frieden um jeden Preis‘ verlocken lassen, denn ein Friede 
unter bolschewistischer Herrschaft steht dem Tode nahe. Ebensowe- 
nig aber dürfen wir uns von falschen Annahmen leiten lassen durch 
vieles Gerede von einer Verstärkung Europas für einen Defensivkrieg. 
Kommt es zu einem Defensivkrieg und kann er erfolgreich geführt 
werden, so entwickelt sich selbstverständlich aus ihm ein Offensiv- 
krieg. Das erwähne ich nicht, weil ich „schon wieder militaristisch‘“ 
denke oder nach dem alten Grundsatz verfahren möchte: Angriff ist 
die beste Verteidigung, auch nicht deshalb, weil Mac Arthur äußerte: 
„Wir verteidigen Amerika lieber und leichter in Formosa“, sondern 
deshalb, weil jeder, der etwas von Kriegführung versteht, weiß, daß bei 
einem modernen Krieg mit den neuesten Waffen ein starres Festhal- 
ten an einer Linie, wie z. B. der Elbe, der Weichsel oder dem Rhein, 
gar nicht zu denken ist. Eine andere Annahme wäre eine absolute 
Utopie! Darüber hinaus wollen wir Deutschland nie mehr in ein 
Schlacht- und Trümmerfeld verwandelt sehen. 

Wenn wir also feststellen, daß ein Zuwachs von deutschen Kräf- 
ten der westlichen militärischen Macht diese zusätzliche Offensivkraft 
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geben könnte, so sagen wir das auch nicht nur, weil wir deutschen 
Soldaten in Osteuropa und Rußland sozusagen „ortskundig‘ sind, 
sondern wir betonen das, gestützt auf eine Überzeugung, die wir auch 
nach dem verlorenen Krieg immer wieder im Ausland antrafen und an- 
treffen, daß in unserem Volk hervorragende militärische Eigenschaf- 
ten vorhanden sind. Wir sagen dies bestimmt nicht, weil wir kriegs- 
lüstern sind oder die „militärische Agressivität“ in uns herumtragen. 
„on. 


Wir sind die Generation der dauernden Selbstaufopferung und 
wir wissen, daß unserer Generation, so oder so, wenig Freude in die- 
sem Leben beschert zu sein scheint. Es geschähe schweren Herzens, 
wenn wir wieder den militärischen Opfergang antreten würden. Wir 
sind dazu bereit, nur weil wir unser Volk, unser Land, unser Europa 
über alle Maßen lieben. Darum sind wir auch bereit, viel zu verges- 
sen, viel zu verzeihen. In unserem Volke hat es noch nie einen günsti- 
geren Nährboden gegeben für solche konstanten Begleiterscheinun- 
gen fremder Völker wie Lord Vansittard und seinesgleichen. Aber, 
alles können, dürfen und wollen wir nicht vergessen, das muß man 
verstehen, und wenn schon die ausländischen Politiker es nicht ein- 
sehen wollen, so können es die ausländischen Militärs, mit denen 
wir zusammenarbeiten sollen, sicher verstehen. 

Wir spüren in uns ein tiefes Verantwortungsgefühl unserem 
Volke und unserem Kontinent gegenüber. Aus dieser Verantwortlich- 
keit heraus haben wir bis zum letzten Tage des Krieges unerschütter- 
lich unsere Pflicht getan, aus dieser Verantwortlichkeit heraus würden 
wir den Mut aufbringen, wieder zu den Waffen zu greifen. Wenn wir 
dazu die menschlich verständliche Neigung zur „Neutralität“, 
wenn wir dazu den völkischen Selbsterhaltungstrieb, 
wenn wir dazu die tiefe Abkehr vom Kriege und seinen Dingen in uns 
selber überwinden können, 
so dürfen wir doch wenigstens von den anderen die Erfüllung unserer 
natürlichen, selbstverständlichen und im Bereich des Möglichen lie- 
genden Bedingungen fordern. 


März 1951 


